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Das Bundesministerium für Justiz beehrt sich, gemäß 

einer Entschließung des Nationalrates den Entwurf eines 

Bundesgesetzes über die Rechtsverhältnisse der stelb

ständigen Handelsvertreter (Handelsvertretergesetz 

- HVertrG 1992) samt Erläuterungen in 25-facher Ausfer

tigung mit dem Ersuchen um Kenntnisnahme zu übersenden. 

Die im Begutachtungsverfahren befaßten Stellen wurden 

um Stellungnahme bis 

13. März 1992 

ersucht. 82 

7 .  Februar 1992 

Für den Bundesminister: 

TADES 
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Entwurf eines Bundesgesetzes über die 

Rechtsverhältnisse der selbständigen 

Handelsvertreter (Handelsvertreter

gesetz - HVertrG 1992) 

Der National rat hat beschl ossen: 

Begriff und Tätigkeit des Handelsvertreters 

Begriff des sel bständigen Handel svertreters 

� Handel svertreter ist, wer von einem anderen (im 

fol genden "Unternehmer" genannt) mit der Vermittl ung oder dem 

Abschl uß von Geschäften, ausgenommen über unbewegl iche Sachen, 

in dessen Namen und für dessen Rechnung ständig betraut ist und 

diese Tätigkeit sel bständig und gewerbsmäßig ausübt. 

Abschl uß von Geschäften durch den Handel svertreter 

� ( 1) Der Handel svertreter kann Geschäfte im Namen und 

für Rechnung des Unternehmers nur dann schl ießen, wenn er hiezu 

ermächtigt ist. 

( 2 )  Hat der Handel svertreter, der nur mit der Vermittl ung 

von Geschäften betraut ist, ein Geschäft im Namen des 

Unternehmers mit einem Dritten geschl ossen, so gil t es al s vom 

Unternehmer genehmigt, wenn dieser nicht unverzügl ich, nachdem 

er vom Abschluß des Geschäftes Kenntnis erl angt hat, dem 

Dritten erkl ärt, daß er das Geschäft abl ehne. 
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Befugnisse des Handelsvertreters 

� (1) Zahlungen für den Unternehmer kann der 

Handelsvertreter nur dann annehmen, wenn er hiezu ermächtigt 

ist. 

(2 ) Lautet die Vollmacht auf die Berechtigung zur Annahme 

von Zahlungen, so gilt der Handelsvertreter nur als ermächtigt, 

Zahlungen, die den vereinbarten Bedingungen entsprechen, in 

Empfang zu nehmen. Sie erstreckt sich dagegen nicht auf die 

Befugnis, die beim Abschlusse des Geschäfts vereinbarten 

Zahlungsbedingungen zu ändern, insbesondere Vergleiche zu 

schließen oder Nachlässe zu gewähren. 

(3) Ist der Handelsvertreter als Reisender tätig, so gilt 

er als ermächtigt, den Kaufpreis aus den von ihm getätigten 

Verkäufen einzuziehen oder dafür zahlungsfristen zu bewilligen. 

(4 ) Die Anzeige von Mängeln einer Ware, die Erklärung, daß 

eine Ware zur Verfügung gestellt wird, und andere Erklärungen, 

durch die die Kundschaft ihre Rechte wahrt, können auch dem 

Handelsvertreter gegenüber abgegeben werden. 

(5) Der Handelsvertreter ist berechtigt, das dem 

Unternehmer zustehende Recht auf Feststellung des zustandes der 

Waren auszuüben; zu Verfügungen über die Ware ist er, sofern 

nicht deren Beschaffenheit es dringend erfordert, im Zweifel 

nicht ermächtigt. 

( 6 )  Beschränkungen der Vollmacht des Handelsvertreters 

braucht ein Dritter gegen sich nur gelten zu lassen, wenn er 

sie kannte oder kennen mußte. 

Rechte und Pflichten des Unternehmers 

und des Handelsvertreters 

Vertragsurkunde 

� Der Unternehmer und der Handelsvertreter sind 

verpflichtet, dem anderen auf dessen Verlangen eine 
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unterzei c hnete Urkunde zu verschaffen, d i e  den zu di esem 

Zei tpunkt gül ti gen Inhalt des Vertretungsvertrags wi edergi bt. 

Pfli chten des Handelsvertreters 

� Der Handelsvertreter hat si ch um d i e  Vermi ttlung oder 

den Absc hl uß von Gesc häften zu bemühen. Er hat bei Ausübung 

sei ner Täti gkei t das Interesse des Unternehmers mi t der 

Sorgfalt ei nes ordentli c hen Kaufmanns wahrzunehmen und i st 

i nsbesondere verpfli chtet, i hm d i e  erforderli c hen Mi ttei lungen 

zu machen und i hn ohne Verzug von jedem Geschäft i n  Kenntni s zu 

setzen, das er für i hn geschlossen hat. 

Unterstützungspfl i chten des Unternehmers 

� ( 1) Der Unternehmer hat den Handelsvertreter bei der 

Ausübung sei ner Täti gkei t zu unterstützen. 

( 2) Insbesondere hat der Unternehmer : 

1. dem Handelsvertreter d i e  erforderli c hen Unterlagen zur 

Verfügung zu stellen und alle für d i e  Ausübung sei ner Täti gkei t 

erforderli chen Informati onen zu geben, 

2. den Handelsvertreter unverzügli c h  zu unterri chten, wenn 

er absi eht, daß der Umfang der Geschäfte erhebli c h  geri nger 

sei n wi rd, als der Handelsvertreter den Umständen nac h, 

i nsbesondere auf Grund des bi sheri gen Gesc häftsumfangs oder der 

Angaben des Unternehmers, hätte erwarten können, 

3. dem Handelsvertreter unverzügli ch d i e  Annahme oder 

Ablehnung ei nes vom Handelsvertreter vermi ttelten oder ohne 

Vollmacht geschlossenen, oder d i e  Ni chtausführung ei nes von i hm 

vermi ttelten oder geschlossenen Geschäftes mi tzutei len. 
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Verbot der Annahme von Bel ohnungen 

� (1) Der Handel svertreter darf mangel s  eines 

abweichenden, für den betreffenden Geschäftszweig bestehenden 

Gebrauchs ohne Einwil l igung des Unternehmers von dem Dritten, 

mit dem er für den Unternehmer Geschäfte schl ießt oder 

vermittel t, eine Bel ohnung nicht annehmen. 

(2) Der Unternehmer kann vom Handel svertreter die 

Herausgabe der unrechtmäßig empfangenen Belohnung und den 

Ersatz des diesen Betrag übersteigenden Schadens verl angen. 

Vergütung, Provision 

� (1) Die Vergütung des Handelsvertreters kann in einer 

Provision oder einem anderen Entgel t bestehen. 

(2) Dem Handel svertreter gebührt für jedes durch seine 

Tätigkeit zustande gekommene Geschäft als Vergütung eine 

Provision. Soweit nicht ein abweichender Gebrauch für den 

betreffenden Geschäftszweig besteht, wird ein Anspruch auf die 

Provision durch die bl oße Namhaftmachung des Dritten nicht 

erworben. 

(3) Dem Handel svertreter gebührt im Zweifel die Provision 

auch für solche Geschäfte, die ohne seine unmittelbare 

Mitwirkung während der Dauer des Vertragsverhäl tnisses zwischen 

der ihm zugewiesenen oder von ihm zugeführten Kundschaft und 

dem Unternehmer zustandegekommen sind. 

(4 ) I st der Handel svertreter ausdrückl ich für ein 

bestimmtes Gebiet als All einvertreter bestell t, so gebührt ihm 

im Zweifel die Provision auch für sol che Geschäfte, die ohne 

seine Mitwirkung während der Dauer des Vertragsverhältnisses 

durch den Unternehmer oder für diesen mit der zum Gebiet des 

Handel svertreters gehörigen Kundschaft geschl ossen worden sind. 

( 5) Abs. 4 ist sinngemäß anzuwenden, wenn der 

Handel svertreter für einen bestimmten Kundenkreis al s 

Al l einvertreter bestel lt ist. 
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Entstehung des Provi si onsanspruchs 

� (1) Der Anspruch auf Provi si on entsteht mi t der 

Rechtswi rksamkei t des vermi ttelten Geschäfts zwi schen dem 

Unternehmer und dem Dri tten nach Maßg abe der folg enden 

Besti mmung en. 

(2) Der Anspruch auf Provi si on besteht, wenn und sowei t 

1. der Unternehmer das Geschäft ausg eführt hat oder 

2. der Unternehmer nach dem Vertrag mi t dem Dri tten das 

Geschäft hätte ausführen sollen oder 

3. der Dri tte das Geschäft durch sei ne Gegenlei stung 

ausg eführt hat. 

(3) Der Anspruch auf Provi si on besteht spätestens, wenn der 

Dri tte sei nen Tei l des Geschäfts ausgeführt hat oder ausg eführt 

haben müßte, hätte der Unternehmer sei nen Tei l des Geschäfts 

ausg eführt. 

(4 ) Der Anspruch auf Provi si on besteht ni cht, wenn und 

soweit feststeht, daß der Vertrag zwi schen dem Dri tten und dem 

Unternehmer ni cht ausgeführt wi rd, und di es ni cht auf umständen 

beruht, di e vom Unternehmer zu vertreten si nd. Bei 

Zahlungsverzug des Dri tten hat aber der Unternehmer 

nachzuwei sen, alle zumutbaren Schri tte unternommen zu haben, um 

den Dri tten zur Lei stung zu veranlassen. 

Höhe der Provi si on 

§ 10. (1) Di e Höhe der Provi si on ri chtet si ch mang els 

anderer Verei nbarung nach den für den betreffenden 

Geschäftszwei g am Orte der Ni ederlassung des Handelsvertreters 

üblichen Sätzen. 

(2) Nachlässe, di e der Unternehmer dem Dri tten gewährt hat, 

dürfen bei Abrechnung der Provi si on ni cht abg ezog en werden, es 
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sei denn , sie wurden beim Abschluß des Geschäfts vereinbart 

oder es besteht darüber im betreffenden Geschäftszweig ein 

diesbezüg licher Handelsbrauch. Nachlässe bei Barzahlung sind in 

keinem Fall abzuziehen; dasselbe g ilt für Nebenkosten , 

namentlich für Fracht, Verpackung , Zoll , steuern, es sei denn , 

daß die Nebenkosten dem Dritten besonders in Rechnung g estellt 

sind. Die Umsatzsteuer , die ledig lich auf Grund der 

steuerrechtlichen Vorschriften in der Rechnung gesondert 

ausg ewiesen ist, g ilt nicht als besonders in Rechnung gestellt. 

Ang emessene Vergütung 

§ 11. Bei Fehlen einer Vereinbarung zwischen Unternehmer 

und Handelsvertreter über die Provision oder eine andere 

Verg ütung hat der Handelsvertreter Anspruch auf eine vergütung , 

die an dem Ort, wo er seine Tätig keit ausübt, üblich ist. 

Besteht keine solche Übung , so hat der Handelsvertreter 

Anspruch auf eine ang emessene Vergütung , bei der alle mit dem 

Geschäft zusammenhäng enden umstände zu berücksichtig en sind. 

Provision nach Beendig ung des Vertrag sverhältnisses 

§ 12. (1) Für Geschäfte , die nach Beendig ung des 

Vertrag sverhältnisses zustandeg ekommen sind , g ebührt dem 

Handelsvertreter eine Provision, wenn und soweit 

1. das Geschäft überwieg end auf seine Tätig keit 

zurückzuführen ist und der Abschluß innerhalb einer 

ang emessenen Frist nach Beendigung des Vertrag sverhältnisses 

zustandeg ekommen ist oder 

2. die verbindliche Erklärung des Dritten , das Geschäft 

schließen zu wollen, noch vor Beendig ung des 

Vertrag sverhältnisses dem Handelsvertreter oder dem Unternehmer 

zug egangen ist. 
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(2 ) Ein nachfolgender Handelsvertreter hat keinen Anspruch 

auf Provision, es wäre denn , daß die umstände eine Teil ung der 

Provision zwischen ihm und seinem Vorgänger rechtfertigen. 

Verhinderung am Verdienst 

§ 13. (1) Wird der Handel svertreter vom Unternehmer 

vertragswidrig gehindert, Provisionen in dem vereinbarten oder 

nach den getroffenen Vereinbarungen zu erwartenden Umfang zu 

verdienen , so gebührt ihm eine angemessene Entschädigung . 

(2 ) Das gleiche gilt, wenn die Verhinderung dadurch 

entstanden ist, daß der Unternehmer während der Dauer des 

Vertragsverhältnisses sein Unternehmen veräußert oder den 

Vertrieb der Waren einer gemeinschaftlichen Verkaufsstelle 

übergeben hat. 

Ersatz der Auslagen 

§ 14 . (1) Für die durch den Geschäftsbetrieb entstandenen 

al lgemeinen Kosten und Auslagen kann der Handelsvertreter 

Ersatz nicht verlangen. 

(2 ) Dagegen hat ihm der Unternehmer mangels anderer 

Vereinbarung oder abweichenden Handelsbrauchs die besonderen 

Ausl agen zu vergüten, die er infolge Auftrags des Unternehmers 

aufwenden mußte. 

Abrechnung und Vorschußleistung 

§ 15. (1) Die Abrechnung der Provision ist spätestens am 

Ende jedes Kal endervierteljahrs, wenn aber das 

Vertragsverhältnis vor Ablauf eines Kalendervierteljahrs gel öst 

wird, spätestens innerhalb eines Monats, nachdem der Anspruch 
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unbedingt erworben wurde, vorzunehmen. Diese Abrechnung muß 

alle für die Berechnung der Provision wesentlichen Angaben 

enthalten. 

(2 ) Der Handelsvertreter kann einen seinen unbedingt 

erworbenen Forderungen aus Provision und Auslagen 

entsprechenden Vorschuß verlangen. 

Buchauszug und Büchereinsicht 

§ 16. (1) Der Handelsvertreter kann vom Unternehmer zur 

Nachprüfung des Betrages der ihm zustehenden Provision einen 

Buchauszug sowie alle Auskünfte verlangen. 

(2 ) Wenn der Handelsvertreter glaubhaft macht, daß der 

Buchauszug unrichtig oder unvollständig ist oder daß ihm die 

Mitteilung eines Buchauszugs verweigert wurde, kann er, auch 

vor dem Prozeß, bei dem Bezirksgericht, in dessen Sprengel sich 

die Handelsbücher befinden, deren Vorlage beantragen. 

(3) Von dem Inhalt der Handelsbücher ist, soweit er die 

Ansprüche des Handelsvertreters betrifft, unter Zuziehung der 

Parteien Einsicht zu nehmen und erforderlichenfalls ein Auszug 

anzufertigen . Der übrige Inhalt der Bücher ist dem Richter 

soweit offenzulegen, als dies zur Prüfung ihrer ordnungsmäßigen 

Führung notwendig ist. 

(4 ) Erhebt der Unternehmer gegen die persönliche 

Einsichtnahme durch den Handelsvertreter Widerspruch und kommt 

eine Einigung der Parteien auf einen Vertrauensmann nicht 

zustande , so kann der Richter anordnen, daß die Bücher durch 

einen vom Gericht bestellten Buchsachverständigen eingesehen 

werden. 

( 5) I m  übrigen sind die Bestimmungen der Zivilprozeßordnung 

über die Sicherung von Beweisen entsprechend anzuwenden. 
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Fälli gkei t der Provi si on 

§ 17 . Der Anspruch auf di e Provi si on wi rd an dem Tag 

fälli g, an dem nach der getroffenen Verei nbarung oder nach dem 

Gesetz di e Abrechnung stattfi nden soll . 

Gewi nnbetei li gung 

§ 18. Ist bedungen, daß di e Vergütung des Handelsvertreters 

ganz oder zum Tei l i n  ei nem Antei l am Gewi nn aus allen oder aus 

besti mmten Geschäften besteht oder daß der Gewi nn i n  anderer 

Art für di e Höhe der Vergütung maßgebend sei n soll, so i st nach 

Ablauf des Geschäftsjahrs auf Grund des Jahresabschlusses 

abzurechnen . § §  16 und 17 si nd sinngemäß anzuwenden . 

Verjährung 

§ 19. (1) Alle Ansprüche aus dem Vertragsverhältni s  

zwi schen dem Unternehmer und dem Handelsvertreter verjähren i n  

drei Jahren . 

(2) Di e Verjährung begi nnt für Ansprüche, di e i n  di e 

Abrechnung ei nbezogen werden, mi t dem Ende des Jahres, i n  dem 

di e Abrechnung stattgefunden hat, für Ansprüche dagegen, di e i n  

di e Abrechnung ni cht ei nbezogen wurden, mi t dem Ende des 

Jahres, i n  dem das Vertragsverhältni s gelöst worden i st .  Für 

Ansprüche, hi nsi chtli ch deren erst nach Lösung des 

Vertragsverhältni sses Abrechnung zu legen war, begi nnt di e 

Verjährung mi t dem Ende des Jahres, i n  dem di e Abrechnung hätte 

stattfi nden sollen . 

(3) Ist der Anspruch bei dem Unternehmer angemeldet worden, 

so i st di e Verjährung bi s zum Ei nlangen der schri ftli chen 

Antwort des Unternehmers gehemmt . 
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Zurückbehal tungsrecht 

§ 20 . Dem Handel svertreter steht unter den i n  den § §  369 

und 370 HGB i n  der jewei ls gel tenden Fassung angegebenen 

Voraussetzungen das kaufmänni sche Zurückbehal tungsrecht auch an 

den i hm vom Unternehmer übergebenen Mustern zu. Der § 36 9 

Abs. 3 HGB i n  der jewei l s  gel tenden Fassung steht der 

Gel tendmachung des Zurückbehal tungsrechts an den Mustern ni cht 

entgegen, wenn das Vertragsverhäl tni s gelöst worden i st. Doch 

i st der Handel svertreter verpfl i chtet, di e Muster ohne Verzug 

zurückzustel l en, wenn der Unternehmer ei nen dem Werte der 

Muster oder der Höhe der Forderung entsprechenden Betrag bei 

Geri cht erl egt oder anderwei ti g Si cherhei t für di esen Betrag 

l ei stet . 

Beendigung des Vertragsverhältnisses 

Fri stabl auf 

§ 21. Ei n auf besti mmte Zei t geschl ossener Vertrag endet 

mi t dem Abl auf der Zei t, für di e er ei ngegangen wurde. Wi rd das 

Vertragsverhäl tni s nach Abl auf der verei nbarten Zei t von bei den 

Tei l en fortgesetzt, so gi l t  es al s auf unbesti mmte Zei t 

verl ängert. 

Kündi gung 

§ 22. (1) I st der Vertrag auf unbesti mmte Zei t geschlossen, 

so kann er von jedem Tei l i m  ersten Vertragsjahr unter 

Ei nhal tung ei ner ei nmonati gen Kündi gungsfri st gel öst werden ; 

nach angefangenem zwei ten Vertragsjahr beträgt di e 

Kündi gungsfri st jedoch mi ndestens zwei Monate, nach 
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angefangenem dritten Vertragsjahr mindestens drei Monate , nach 

angefangenem vierten Vertragsjahr mindestens vier Monate, nach 

angefangenem fünften Vertragsjahr mindestens fünf Monate und 

nach angefangenem sechsten Vertragsjahr und die folgenden 

Vertragsjahre mindestens sechs Monate. Bei der Berechnung der 

Dauer der Kündigungsfrist ist bei vorher auf bestimmte Zeit 

eingegangenen Verträgen, die nach § 21 auf unbestimmte Zeit 

verlängert worden sind, die Laufzeit des auf bestimmte Zeit 

eingegangenen Vertrages einzurechnen. 

(2) Die Vereinbarung kürzerer als der im Abs. 1 genannten 

Fristen ist unwirksam. 

(3) Vereinbaren die Parteien längere Fristen als im Abs. 1 

vorgesehen, so darf die vom Unternehmer einzuhaltende Frist 

nicht kürzer sein als die vom Handelsvertreter einzuhaltende 

Frist ; bei Nichtbeachtung gilt auch für den Unternehmer die vom 

Handelsvertreter einzuhaltende längere Frist. 

(4 ) Sofern die Parteien nicht etwas anderes vereinbart 

haben, ist die Kündigung nur zum Ende eines Kalendermonats 

zulässig. 

Vorzeitige Auflösung 

§ 23. (1) Der Vertretungsvertrag kann jederzeit ohne 

Einhaltung einer Kündigungsfrist von jedem Teil aus wichtigen 

Gründen gelöst werden. 

(2) Als ein wichtiger Grund, der den Unternehmer zur 

vorzeitigen Lösung des Vertragsverhältnisses berechtigt, ist 

insbesondere anzusehen: 

1. wenn der Handelsvertreter unfähig wird, seine Tätigkeit 

auszuüben; 

2. wenn sich der Handelsvertreter einer Handlung sChuldig 

macht, die ihn des Vertrauens des Unternehmers unwürdig 

erscheinen läßt, insbesondere wenn er entgegen der Bestimmung 

des § 7 eine Belohnung annimmt, wenn er dem Unternehmer 
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Aufträge übermittelt, die nicht erteilt worden sind, oder wenn 

er ihn sonst in wesentlichen geschäftlichen Angelegenheiten in 

I rrtum führt; 

3. wenn der Handelsvertreter während einer den umständen 

nach erheblichen Zeit es unterläßt oder sich weigert, für den 

Unternehmer tätig zu sein, oder wenn er andere wesentliche 

vertragsbestimmungen verletzt; 

4 .  wenn der Handelsvertreter sich Tätlichkeiten oder 

erhebliche Ehrverletzungen gegen den Unternehmer zuschulden 

kommen läßt; 

5. wenn über das Vermögen des Handelsvertreters der Konkurs 

eröffnet wird . 

(3) Als ein wichtiger Grund, der den Handelsvertreter zur 

vorzeitigen Auflösung des Vertragsverhältnisses berechtigt, ist 

insbesondere anzusehen: 

1. wenn er unfähig wird, seine Tätigkeit auszuüben, oder 

2 .  wenn der Unternehmer 

a) die dem Handelsvertreter zukommende Provision 

ungebührlich schmälert oder vorenthält oder andere wesentliche 

vertragsbestimmungen verletzt, insbesondere seinen 

Verpflichtungen nach § 6 zuwiderhandelt, oder 

b) sich Tätlichkeiten oder erhebliche Ehrverletzungen gegen 

den Handelsvertreter zuschulden kommen läßt, oder 

c) den Betrieb des Geschäftszweigs aufgibt, in dem der 

Handelsvertreter hauptsächlich tätig ist. 

Ansprüche bei vorzeitiger Auflösung 

§� (1) Trifft einen Teil ein Verschulden an der 

vorzeitigen Auflösung des Vertragsverhältnisses nach § 23, so 

kann der andere Teil Ersatz des ihm dadurch verursachten 

Schadens verlangen . Hat ein Teil das vertrag sverhältnis 

vorzeitig gelöst, ohne daß hiefür ein wichtiger Grund vorliegt, 

so kann der andere Teil die Erfüllung des Vertrages oder Ersatz 
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des ihm verursachten Schadens verlangen. Das gleiche gilt, wenn 

das Vertragsverhältnis entgegen der Vorschrift des § 2 2  

aufgelöst worden ist . 

(2 ) Trifft beide Teile ein Verschulden an der begründeten 

oder unbegründeten vorzeitigen Auflösung des 

Vertragsverhältnisses, so hat der Richter nach freier 

Überzeugung (§ 2 73 ZPO) zu entscheiden, ob und in welcher Höhe 

ein Ersatz gebührt. 

Ausgleichsanspruch 

§ 2 5 .  (1) Bei Auflösung des Vertragsverhältnisses gebührt 

dem Handelsvertreter ein angemessener Ausgleichsanspruch, wenn 

und soweit 

1 .  der Handelsvertreter neue Kunden zugeführt oder bereits 

bestehende Geschäftsverbindungen wesentlich erweitert hat, 

2 .  zu erwarten ist, daß der Unternehmer oder dessen 

Rechtsnachfolger aus diesen Geschäftsverbindungen auch noch 

nach Auflösung des Vertragsverhältnisses erhebliche Vorteile 

ziehen kann, und 

3. die Zahlung eines Ausgleichs unter Berücksichtigung 

aller Umstände, insbesondere der dem Handelsvertreter aus 

Geschäften mit den betreffenden Kunden entgehenden Provisionen, 

der Billigkeit entspricht. 

( 2 )  Der Ausgleichsanspruch besteht auch dann, wenn das 

Vertragsverhältnis durch Tod des Handelsvertreters endet und 

die in Abs. 1 genannten Voraussetzungen vorliegen. 

(3) Der Anspruch besteht nicht, wenn 

1. der Handelsvertreter das Vertragsverhältnis gekündigt 

oder vorzeitig aufgelöst hat, es sei denn, daß dem Unternehmer 

zurechenbare Umstände, auch wenn sie keinen wichtigen Grund 

nach § 2 3  darstellen, hiezu begründeten Anlaß gegeben haben 

oder dem Handelsvertreter eine Fortsetzung seiner Tätigkeit 

wegen seines Alters oder wegen Krankheit oder Gebrechen nicht 

zugemutet werden kann, oder 
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2. der Unternehmer das Vertragsverhältnis wegen eines 

schuldhaften, einen wichtigen Grund nach § 23 darstellenden 

Verhaltens des Handelsvertreters gekündigt oder vorzeitig 

aufgelö st hat oder 

3. der Handelsvertreter gemäß einer aus Anlaß der 

Beendigung des Vertragsverhältnisses getroffenen Vereinbarung 

mit dem Unternehmer die Rechte und Pflichten, die er nach dem 

Vertrag hat, einem Dritten überbindet. 

(4 ) Der Ausgleichsanspruch beträgt mangels einer für den 

Handelsvertreter günstigeren Vereinbarung höchstens eine 

Jahresprovision, die aus dem Durchschnitt der letzten fünf 

Jahre errechnet wird . Hat das Vertragsverhältnis weniger als 

fünf Jahre gedauert, so ist der Durchschnitt der gesamten 

vertragsdauer maßgeblich . 

(5) Der Handelsvertreter verliert den Ausgleichsanspruch, 

wenn er dem Unternehmer nicht innerhalb eines Jahres nach 

Beendigung des Vertragsverhältnisses mitgeteilt hat, daß er 

seine Rechte geltend macht . 

Konkurrenzklausel 

§ 26. Eine Vereinbarung, durch die der Handelsvertreter für 

die Zeit nach Beendigung des Vertragsverhältnisses in seiner 

Erwerbstätigkeit beschränkt wird, ist unwirksam . 

Konkurs des Unternehmers 

§ 27. (1) Durch die Verhängung des Konkurses über das 

Vermö gen des Unternehmers wird das Vertragsverhältnis gelöst . 

Der Handelsvertreter ist jedoch verpflichtet, bei Gefahr im 

Verzug seine Tätigkeit so lange fortzusetzen, bis anderweitige 

vorsorge getroffen werden kann . 
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(2) Wird das Vertragsverhältnis durch die Konkurseröffnung 

vor Ablauf der bestimmten Zeit gelöst, für die es eingegangen 

war, oder war im Vertrag eine Kündigungsfrist vereinbart, so 

kann der Handelsvertreter den Ersatz des ihm verursachten 

Schadens verlangen. 

Anwendbarkeit der Rechtsvorschriften 

Zwingende Vorschriften 

§ 28. (1) Die Bestimmungen der § §  9 Abs. 1, 3 und 4 ,  13, 

15, 16 Abs. 1 bis 3, 17, 22 Abs. 1 und 3, 24 , 25, und 27 Abs. 2 

können im voraus durch Vertrag zum Nachteil des 

Handelsvertreters weder aufgehoben noch beschränkt werden. 

(2) Die Bestimmungen der § §  4 ,  5 und 6 können im voraus 

durch Vertrag weder zum Nachteil des Handelsvertreters noch zum 

Nachteil des Unternehmers aufgehoben oder beschränkt werden. 

Verhältnis zu anderen Gesetzen 

§ 29. (1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes finden 

keine Anwendung auf die Vermittlung und den Abschluß von 

Versicherungsgeschäften, auf die nach dem Angestelltengesetz, 

BGBl. Nr. 292/1921, in der jeweils geltenden Fassung, zu 

beurteilenden Rechtsverhältnisse zwischen Dienstgebern und 

Dienstnehmern und auf die Rechtsverhältnisse der Handelsmäkler 

im Sinn des § 93 HGB in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Insoweit dieses Bundesgesetz nicht etwas anderes 

bestimmt, sind die Vorschriften des HGB und des ABGB in der 

jeweils geltenden Fassung auf die in diesem Bundesgesetz 

geregelten Vertragsverhältnisse anzuwenden. 
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Geschlechtsneutralität von Bezeichnungen 

§ 30. Alle männlich- geschlechtsspezifischen Bezeichnungen 

dieses Bundesgesetzes gelten gleichermaßen in der weiblichen 

Form. 

Schluß- und übergangsbestimmungen 

Beginn der Wirksamkeit und Vollzugsvorschrift 

§ 31. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1993 in 

Kraft. 

(2) Das Bundesgesetz vom 24 . Juni 1921, BGBI . Nr. 34 8, über 

die Rechtsverhältnisse der selbständigen Handelsvertreter 

(Handesvertretergesetz) in der Fassung der 4 .  EVHGB vom 

24 . Dezember 1938, dRGBI .  I S 1999, des Bundesgesetzes vom 

13. Juli 1960 ,  BGBI . Nr. 153, und des Bundesgesetzes vom 

15. Juni 1978, BGBI.  Nr . 30 5, tritt mit Ausnahme der für andere 

Geschäftsvermittler geltenden Rechtsvorschriften im Sinn des 

§ 29 mit Ablauf des 31. Dezember 1992 außer Kraft; es ist auf 

Sachverhalte, die sich bis zum 31 . Dezember 1992 ereignen, 

weiterhin anwendbar. 

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der 

Bundesminister für Justiz betraut. 
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VORBLATT 

Problem: 

Im Zuge der EG- bzw . der EWR-Anpassung des 

österreichischen Rechts hat der Ministerrat am 26 . 11. 1991 

beschlossen, die hiefür notwendigen Regierungsvorlagen im 

ersten Quartal 1992 einzubringen. 

Ziel: 

Der Gesetzesentwurf dient der Anpassung an die 

EG-Richtlinie zur Koordinierung der Rechtsvorschriften der 

Mitgliedstaaten betreffend die selbständigen 

Handelsvertreter vorn 18. 12. 1986 , ABI. Nr. L 382/17. 

Inhalt: 

Verbesserungen der Rechtsstellung des 

Handelsvertreters durch die neugefaßten Bestimmungen über 
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die verlängerung der Kündigungsfristen, die 

Provisions- und Ausgleichsansprüche . Vornahme von 

Klarstellungen, Beseitigung von Zweifelsfragen und 

sprachliche Verbesserungen . 

Alternativen: 

Keine . 

Kosten: 

Der Gesetzesentwurf bewirkt keine finanziellen 

Mehraufwendungen des Bundes. 
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ERLÄUTERUNGEN 

ALLGEMEINER TEIL 

1. Rückblick und Rechtsquellen: 

Das gegenwärtig in Kraft stehende 

Handelsvertretergesetz vom 24.6 . 1921, BGBI. Nr. 348, in 

der geltenden Fassung, hat seine Wurzeln in Vorarbeiten, 

die bereits um die Jahrhundertwende gemacht worden sind. 

Der Stand der damaligen Handelsagenten hatte bereits eine 

so große Bedeutung, daß die fehlende gesetzliche Regelung 

immer deutlicher verspürt worden ist. Die Rechtsprechung 

mußte sich in jedem einzelnen Fall mit der Ermittlung und 

Feststellung der für den Typus der Handelsagenten 

maßgebenden Kriterien auseinandersetzen, um jene 

Vorschriften ausfindig zu machen, die allenfalls analog 

herangezogen werden konnten. Bald wurden die Bestimmungen 

über den Lohn- und Werkvertrag, bald jene über den 

Bevollmächtigungsvertrag und bisweilen sogar die 

Vorschriften über den Gesellschaftsvertrag als anwendbar 

erklärt. Zufolge der daraus sich ergebenden 

Rechtsunsicherheit waren es vor allem die Handelsagenten 

selbst, die auf eine gesetzliche Regelung drängten. 

Wesentlich unterstützt wurde dieses Begehren durch die 
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deutsche Gesetzgebung, die im HGB vom 10 . Mai 1897 in den 

§ §  84 ff. eine umfassende Spezialregelung des 

Handelsagenten in Angriff genommen hatte. Nach Normierung 

des Handlungsgehilfengesetzes im Jahr 1910 blieb ein 

Versuch zur gesetzlichen Regelung der Rechtsverhältnisse 

der Handelsagenten erfolglos. Erst im Jahr 1921 kam es 

dann zur Beschlußfassung über das Gesetz . Die Novellierung 

des Handelsvertretergesetzes im Jahr 1960 (BG vom 

13. 7. 1960 ,  BGBI. Nr. 153) brachte im wesentlichen das 

Ersetzen der Bezeichnung "Handelsagent" durch den neuen 

Begriff des "Handelsvertreters" und neben einigen ! 
I ! 

kleineren Verbesserungen eine umfassende Änderung der 

Entschädigungsregelung des § 25. Dieser wurde noch einmal 

durch die Novelle 1978 (BG vom 15.6 .1978, BGBI. Nr. 30 5) 

geändert. Beide Novellierungen brachten eine Ausweitung 

der Entschädigung spflicht des Geschäftsherrn (Jabornegg ,  

Handelsvertreterrecht und Maklerrecht, Einleitung, XXVI ) .  

2. Im Rahmen der im Bundesministerium für Justiz 

tagenden Projektgruppe "Handels- und Gesellschaftsrecht", 

ist seit dem Jahr 1987 darüber beraten worden, ob und in 

welchem Umfang handels- und gesellschaftsrechtliche 

Bestimmungen an das EG-Recht anzupassen wären. 

Im Rahmen dieser Projektgruppe ist auch über die 

innerstaatliche Umsetzung der EG-Richtlinie zur 

Koordinierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
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betreffend die selbständigen Handelsvertreter vom 

18. 12. 1986 , ABI. Nr. L 382/17, in der Folge abgekürzt RL, 

beraten worden . Teilnehmer der unter Vorsitz von 

Ministerialrat Dr . Zetter tagenden Projektgruppe waren : 

Dr. Barchetti (Bundeskammer der gewerblichen 

Wirtschaft), Mag . Cermak (Bundesministerium für auswärtige 

Angelegenheiten), Rat Dr . Dürr (Bundesministerium für 

wirtschaftliche Angelegenheiten), RA Dr . Gradischnigg, 

Doz . Dr . Hanreich (Bundeskammer der gewerblichen 

Wirtschaft), Dr . Haas- Laßnig (Bundesarbeiterkammer), 

Univ. Prof. Dr . Jabornegg (Universität Linz) ab 

Jänner 1992, Vizepräsident der Notariatskammer Notar 

Dr. Kirschner, Mag . Ing . Klein (Bundes- Ingenieurkammer), 

DDr . Kraus (Bundesarbeiterkammer), Gesandter Dr. Legtmann 

(Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten), 

RA Dr. Löber, Dr . Macalka (Bundesministerium für 

wirtschaftliche Angelegenheiten), Architekt 

Dipl . - Ing. Purr (Bundes- Ingenieurkammer), Mag . Rieder, der 

einen ersten Entwurf zur Verfügung stellte, 

Mag. Rintersbacher (Bundes- Ingenieurkammer), Dr . Seitz 

(Vereinigung österreichischer Industrieller), 

Legationssekretärin Dr . Stix, (Bundesministerium für 

auswärtige Angelegenheiten), Frau Notarsubstitutin 

Dr. Tades, MR Dr . Wiesner (Bundesministerium für Finanzen) 

und wirtschaftsprüfer Dr . Wundsam . Für das BMJ nahmen 

ferner an den Beratungen als Schriftführer abwechselnd 
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teil: StA Dr. Wiesbauer, StA Dr . Mohr, StA Dr . Heigl, 

Ri Dr . Stoc kmaier, Ri Dr . Neurauter, Ri Dr . Täuber und 

Ri Dr . Kloiber . 

3. Minis terialentwurf: 

Die Arbeiten und Ergebnisse der unter Punkt 2 

genannten Projektgruppe bilden die Grundlage für den 

vorliegenden Ministerialentwurf, der nunmehr zur 

allgemeinen Begutac htung versendet wird . 

Der Entwurf bringt vor allem eine Verbesserung der 

Rec htsstellung des Handelsvertreters . Die wesentlichen 

Neuerungen sind die Neufassung des Provisionsanspruchs 

(§ 9), wobei einzelne Bestimmungen nunmehr zwingendes 

Recht darstellen, die Änderung der Kündigungsfristen, die 

ebenfalls nicht mehr zum Nachteil des Handelsvertreters 

verkürzt werden können, und des Kündigungstermins (§ 22), 

die Neugestaltung des Ausgleichsanspruchs (§ 25), wonac h 

nunmehr das entscheidende Kriterium für den 

Ausgleic hsanspruch die Tatsache der Kundenzuführung durch 

den Handelsvertreter darstellt, und nicht wie bisher, ob 

der Handelsvertreter ausschließlich oder vorwiegend mit 

der Kundenzuführung betraut war, sowie eine einheitliche 

Verjährungsbestimmung (§ 19) für alle Ans prüche aus dem 

Vertragsverhältnis zwisc hen Unternehmer und 

Handelsvertreter . 
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4. Anpas s ung an das EG- bzw. EWR-Recht 

Der Gesetzesentwurf dient der Anpassung an die RL. 

Diese legt Rechtsnormen für den Abschluß, die Durchführung 

und Beendigung des Handelsvertretervertrags einheitlich 

fest. Handelsvertreter und Unternehmer s chließen als 

selbständig tätige Vertragspartner einen Vertrag über die 

Vermittlung und den Abschluß von Warenkäufen im Namen und 

für Rechnung des Unternehmers. Jeder Mitglieds taat kann 

hiefür Schriftform verlangen . Der Provisionsanspruch und 

die Kündigungsfris ten werden aus drücklich geregelt . Bei 

Beendigung des Vertrags wird dem Handelsvertreter ein 

Ausgleichsanspruch oder ein Schadenersatzans pruch gewährt. 

Ferner schreibt die RL Schriftform und eine 

Zweijahresbegrenzung für Wettbewerbs abreden nach 

Vertragsbeendigung vor. In der EG haben bis lang die 

nachstehenden Mitgliedstaaten die inners taatliche 

Umsetzung vorgenommen (das jeweilige Inkrafttreten ist 

nachstehend im Klammerausdruck angegeben) : 

Die Bundesrepublik Deutschland (1.1.1990 ), Dänemark 

(4 . 5.1990 ), Frankreich (28.6 .1991), Niederlande (1.1.1990 ) 

und Portugal (2.8.1986 ), wobei unters chiedliche 

Übergangsfris ten gewählt wurden. 

Ausnahmeregelungen gelten für Irland, Italien und das 

Vereinigte Königreich, die später als zu dem von der 
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Ric htlinie verlangten Umsetzungstermin vom 1.1. 1990 tätig 

werden können. 

5. Kompetenz: 

Die zuständigkeit des Bundes zur Erlassung des 

geplanten Gesetzes stützt sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 6 B-VG 

(" Zivilrechtswesen"). 

6. Die generelle Ersetzung des Begriffs 

" Geschäftsherr" durc h "Unternehmer" stellt eine Anpassung 

an die Terminologie der RL dar. Im § 84 des deutsc hen HGB 

ist dieser Begriff sc hon vor Übernahme der 

Ric htlinienbestimmungen verwendet worden. Inhaltlich ist 

damit keine Veränderung verbunden. Auf den 

Unternehmerbegriff anderer Rechtsvorschriften (etwa im 

KSc hG) wird damit nicht Bezug genommen. 

7. Von einer Novellierung wurde abg esehen, um die 

Gelegenheit zu nützen, ein in sic h geschlossenes Gesetz im 

I nteresse der leic hten Lesbarkeit und geschlossenen 

Darstellung mit sprac hlic hen Verbesserungen zu entwerfen, 

wobei aus systematischen Gründen auc h eine teilweise 

Umstellung der derzeitigen Paragraphenfolge vorgenommen 

wurde. 
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BESONDERER TEIL 

Zum § 1: 

Handelsvertreter im Sinn des Art. 1 Abs. 2 der RL ist, 

" wer als selbständiger Gewerbetreibender ständig damit 

betraut ist, für eine andere Person (im folgenden 

Unternehmer genannt) den Verkauf oder den Ankauf von Waren 

zu vermitteln oder diese Geschäfte im Namen und für 

Rechnung des Unternehmers abzuschließen". Die 

Einschränkung der RL auf "Waren" ist keine zwingende 

Bestimmung; eine Erweiterung des Geltungsbereichs, wie 

bereits im derzeit geltenden Handelsvertretergesetz 

enthalten ("Handelsgeschäften oder überhaupt von 

Rechtsgeschäften über bewegliche Sachen, Rechte oder 

Arbeiten"), ist daher zulässig. Anstelle der Aufzählung 

der Arten der Geschäfte, die Inhalt der Vermittlungs- oder 

Abschlußtätigkeit des Handelsvertreters sein können, wurde 

als Oberbegriff die Formulierung "Geschäfte" gewählt, um 

alle mit einer Vermittlungstätigkeit befaßten Personen zu 

erfassen. Diese Definition entspricht auch § 84 des 

deutschen HGB. Eine allgemeine sachliche Begrenzung 

besteht nur insofern, als nicht Handelsvertreter ist, wer 

Geschäfte über unbewegliche Sachen vermittelt oder 

abschließt. Die besondere Ausnahme vom sachlichen 

Geltungsbereich - Vermittlung und Abschluß von 

Versicherungsgeschäften (§ 29) - bleibt aufrecht, ebenso 

wie es auch beim 
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persönlichen Geltungsbereich bei der bisherigen Rechtslage 

bleibt, weil eine Erweiterung des Geltungsbereichs von der 

RL nicht geboten ist (so die Nichtanwendbarkeit der 

Bestimmungen dieses Gesetzes auf die Vermittlung und 

Abschließung von nach dem Angestelltengesetz zu 

beurteilenden Rechtsverhältnissen zwischen Dienstgebern 

und Dienstnehmern und auf die Rechtsver hältnisse der 

Handelsmäkler im Sinn des § 93 HGB). Mangels ständiger 

Betrauung ist im Regelfall auch der Kreditvermittler und 

der Immobilienmakler nicht Handelsver tr eter . Für die 

Börsesensale gilt nach wie vor das Bör segesetz 1989 

(BGB I .  Nr. 555/1989 idF BGB I .  Nr. 558/1990 ) oder das 

Börsesensale-Gesetz (BGBl . Nr. 3/194 9 idF BGBl. Nr . 

555/1989) als lex specialis. Im übrigen bestimmt auch 

Art . 2 Abs . 1 der RL, daß diese auf Handelsvertreter, 

soweit sie an Handelsbörsen oder auf Rohstoffmär kten tätig 

sind, nicht anzuwenden ist. 

Von der Rechtsprechung und Lehre werden zunehmend 

handelsvertreterrechtliche Vorschriften auch auf andere 

Arten von Umsatzmittlern, so vor allem auf Vertragshändler 

und Franchisenehmer angewandt (zuletzt WBI. 1991, 6 7, 332, 

337) . Eine Einbeziehung dieser Personengr uppen ist durch 

die RL nicht geboten, die Gefahr unvollständiger 

Regelungen groß . Es erscheint daher zweckmäßig, alle damit 

in Zusammenhang stehenden Fragen der im Fluß befindlichen 

Rechtsprechung zu überlassen . 
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Zum § 2: 

Eine dieser Bestimmung korrespondierende Vorschrift 

gibt es in der RL nicht, so daß § 3 des geltenden Rechts, 

der dem § 91a des deutschen HGB entspricht, mit nur 

geringfügigen sprachlichen, nicht jedoch inhaltlichen 

Änderungen übernommen wird. 

Zum § 3: 

Eine dieser Bestimmung korrespondierende Vorschrift 

gibt es in der RL nicht. Diese Vorschrift entspricht daher 

im wesentlichen der geltenden Bestimmung des § 4 .  Eine 

ähnliche Regelung findet sich in den §§  91 und 91a des 

deutschen HGB. Die Ersetzung des Begriffs 

" Handlungsreisender" durch " Reisender" in Abs. 3 dient 

lediglich der Klarstellung, weil der Begriff 

" Handlungsreisender" auf eine unselbständige Tätigkeit 

hinweist . 

Zum § 4: 

Der neueingefügte § 4 beruht auf Art. 13 der RL und 

entspricht auch § 85 des deutschen HGB. Jeder Vertragsteil 

kann jederzeit (bei Abschluß des Vertrags oder später) 

zwecks Klarstellung des Vertragsinhalts seine Aufnahme in 

eine Urkunde verlangen, die der andere Teil unterzeichnen 

muß . Diese Bestimmung ändert an der Formfreiheit des 

Handelsvertretervertrages nichts. 
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Der Begriff der Urkunde ist im weiteren Sinn zu 

verstehen, sodaß auch andere Formen der modernen 

Kommunikation, wie etwa Telefax, erfaßt sind. 

Die von der RL geforderte absolut zwingende Wirkung 

findet ihren Niederschlag in § 28 Abs. 2 des Entwurfs. 

Zum § 5: 

Diese Bestimmung entspricht dem aufgrund des Art. 3 

der RL leicht modifizierten § 2 Abs. 1 des geltenden 

Gesetzes. Die Verpflichtung des Handelsvertreters, sich um 

die vermittlung oder den Abschluß von Geschäften zu 

bemühen, wurde schon bisher von Lehre ( Jabornegg, aaO, 74) 

und Rechtsprechung ( SZ 35/41) bejaht. Die ausdrückliche 

Festlegung dieser Verpflichtung dient daher nur der 

KlarsteI lung. Durch die Aufnahme der Wendung "bei Ausübung 

seiner Tätigkeit" soll verdeutlicht werden, daß sich die 

Pflicht des Handelsvertreters, das Interesse des 

Unternehmers wahrzunehmen, nicht nur auf die 

Vermittlungs- und Abschlußtätigkeit, sondern generell auf 

seine Tätigkeit für den Unternehmer im Rahmen des 

Vertragsverhältnisses erstreckt. 

Von der Aufnahme einer ausdrücklichen Bestimmung des 

Art. 3 Abs. 2 lit. c der RL über die Pflicht des 

Handelsvertreters, Weisungen des Unternehmers, die im 

Hinblick auf die Selbständigkeit des Handelsvertreters 

zulässig und unter Berücksichtigung der konkreten Umstände 
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des Einzelf alls sachger echt sind, nachzukommen, wir d 

Abstand genommen, da sich diese verpf lichtung ber eits aus 

der Tätigkeit "f ür " den Unter nehmer er gibt. Die 

ausdrückliche Übernahme einer Ver pf lichtung des 

Handelsver tr eters, "angemessenen Weisungen" des 

Unternehmers nachzukommen, könnte zu 

Auslegungsschwierigkeiten f ühren, da sich nach 

öster r eichischem Recht der Handelsver tr eter vom 

Angestellten auch dadurch unterscheidet, daß er nicht 

weisungsgebunden ist. Auch bei der Umsetzung der RL in 

Deutschland wurde von einer ausdrücklichen Normier ung 

einer der ar tigen Pf licht des Handelsvertreters Abstand 

genommen. 

Der bisher ige Abs. 2 ( Leutehaf tung) soll entfallen. 

Nach der Rechtsprechung ( HS 6 6 89 = EvBl. 1967/438) geht 

das Ausmaß der Haf tung des Handelsvertreters, wie es im 

geltenden § 2 Abs. 2 Handelsvertr eter gesetz verankert ist, 

über § 1313a ABGB hinaus. Der Handelsver treter haf tet 

nicht nur dem Unternehmer sondern auch jedem Dr itten 

gegenüber ,  mit dem er bei der Ausübung seiner Tätigkeit 

dur ch einen Er f üllungsgehilf en in Ver bindung kommt. Betont 

wir d auch, daß er nicht bloß f ür das Ver schulden der 

Er f üllungsgehilf en haf tet, sondern aller seiner Leute. 

Diese Auf f assung wurde in der Lehre zu Recht kritisier t 

( Jabornegg, aaO, 87 f f .  mwN). Es er scheint sachlich 

unangemessen, gerade den selbständigen Handelsver tr eter 
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weiter haften zu lassen als alle anderen Personen , für die 

§ 1313a ABGB gilt. 

Zum zeitpunkt der Erlassung des Handelsagentengesetzes 

bezog man den Anwendungsbereich des § 1313a ABGB nur auf 

den vertraglichen Bereich, sodaß die Aufnahme der 

Haftungsbestimmung des § 2 Abs. 2 offenbar dahin zu 

verstehen war, daß mit dieser Bestimmung auch die 

geschäftliche Kontaktaufnahme erfaßt werden sollte ( vgl. 

Reischauer in Rummel, Rz 19 zu § 1313a ABGB). Durch die 

Entwicklung der Rechtsfigur des vorvertraglichen 

Schuldverhältnisses und die Anwendung des § 1313a ABGB in 

diesem Bereich durch Lehre und Rechtsprechung erübrigt 

sich somit eine eigene Haftungsbestimmung. 

Zum § 6: 

Der neugeschaffene § 6 beruht auf Art. 4 der RL. Es 

wird hier eine Unterstützungspflicht des Unternehmers 

gegenüber dem Handelsvertreter festgelegt, wobei in Abs. 1 

die allgemein formulierte Pflicht zur Unterstützung des 

Handelsvertreters bei der Ausübung seiner Tätigkeit und im 

Abs. 2 einzelne Ausprägungen dieser Pflicht enthalten sind. 

Seinen Verpflichtungen nach Abs. 2 Z 2 und 3 hat der 

Unternehmer "unverzüglich" nachzukommen, wohingegen in der 

RL nur von einer "angemessenen Frist" die Rede ist. 

Rechtssicherheits- und Zumutbarkeitserwägungen 

rechtfertigen diese strengere Fassung, weil das Interesse 
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des Handelsvertreters an einer möglichst raschen 

Benachrichtigung bei Umsatzrückgang und Nichtannahme oder 

Nichtausführung eines vermittelten Geschäftes stets 

gegeben ist, während Interessen des Unternehmers durch 

eine unverzügliche Benachrichtigungspflicht nicht verletzt 

werden. Auch im deutschen HGB ( §  86a) hat der Unternehmer 

diesen Pflichten " unverzüglich" nachzukommen. 

Der neue § 28 Abs. 2 bestimmt entsprechend Art. 5 der 

RL, daß von der Bestimmung des § 6 vertraglich nicht 

abgewichen werden kann. 

Zum § 7: 

Diese Bestimmung entspricht dem geltenden § 5. Der 

Begriff " Provision oder sonstige Belohnung" wurde verkürzt 

auf " Belohnung" , weil der allgemeine Begriff Belohnung 

klar zum Ausdruck bringt, daß sämtliche Zuwendungen, die 

die I nteressenwahrung für den Unternehmer beeinträchtigen 

könnten, unabhängig von ihrer Benennung erfaßt sind. 

Zum § 8: 

Anknüpfend an die bisherige Regelung der § §  6 ff. und 

des Kapitels 111 der RL werden- die Ansprüche des 

Handelsvertreters systematisch neu gereiht und gesetzlich 

umschrieben. Die Entgeltsansprüche des Handelsvertreters 

werden in den § §  8 bis 12 des Entwurfs behandelt. Der § 8 

gibt neben der Begriffsumschreibung den Grund des 
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Anspruchs an, § 9 regelt die Entstehung des Anspruchs, 

§ 10 die Höhe der Provision, der § 11 sichert den 

Vergütungs anspruch auch bei Fehlen besonderer 

Vereinbarungen, § 12 behandelt den Provisionsanspruch nach 

Beendigung des Vertragsverhältnisses. 

Grundsätzlich wird daran festgehalten, daß - so wie 

bisher und auch in Deutschland - als gesetzliche Form der 

Vergütung nur der Provisionsanspruch besteht, sofern nicht 

eigens besondere Entgelte, z. B. ein erfolgsunabhängiges 

Fixum, vereinbart worden sind. 

Im einzelnen wird festgehalten: 

Abs� 2 erster Satz entspricht dem bisherigen § 6 

Abs. 1. Im zweiten Satz wird aus systematischen Gründen 

( einheitliche Regelung der Anspruchsgründe in einer 

Bestimmung) der bisherige § 6 Abs. 4 übernommen. 

Der dritte Absatz entspricht dem bisherigen § 7. 

Der vierte Absatz entspricht dem bisherigen § 8 Abs. 1 

und der fünfte Absatz dem bisherigen § 8 Abs. 2. 

Zum § 9: 

Das Entstehen des Provisionsanspruchs wird 

entsprechend der neueren zivilrechtlichen Begriffsbildung 

und Terminologie an die Rechtswirksamkeit des vermittelten 

Geschäfts geknüpft (Abs. 1), womit einige Zweifelsfragen 

des geltenden Rechts zum § 6 Abs. 2, der an den Abschluß 

des Geschäfts anknüpft, beseitigt werden. Im übrigen 
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entspricht der Abs. 1 inhaltlich dem § 6 Abs. 2 des 

geltenden Gesetzes. § 6 Abs. 2 zweiter Satz 

( Verkaufsgeschäfte) wurde nicht übernommen, weil diese 

Bestimmung einerseits in ihrer bisherigen Form 

richtlinienwidrig wäre und andererseits sachlich bereits 

von Abs. 2 Z 3 des Entwurfs miterfaßt ist. 

Der neue Abs. 2 entspricht dem Art. 10 Abs. 1 der RL, 

der neue Abs. 3 entspricht Art. 10 Abs. 2 der RL, und der 

Abs. 4 dem Art. 11 der RL. Im deutschen HGB finden sich 

die entsprechenden Bestimmungen in § 87a. 

Abs. 2 regelt die für das Bestehen des 

Provisionsanspruchs - neben dem Erfordernis der 

Rechtswirksamkeit des vermittelten 

Rechtsgeschäfts - weiteren maßgeblichen Elemente in bezug 

auf die Ausführung des Geschäfts. Diese Bestimmung ist 

dispositives Recht. Unabhängig von einer allenfalls zu 

Abs. 2 abweichenden vereinbarung hat der Handelsvertreter 

jedenfalls nach Abs. 3, der zu seinem Nachteil nicht 

abdingbar ist, Anspruch auf eine Provision. 

Abs. 4 ,  der den Wegfall des Provisionsanspruchs bei 

Nichtausführung des Geschäfts mit dem Dritten zum Inhalt 

hat, bestimmt anders als der geltende § 6 Abs. 3, daß der 

Anspruch auf Provision nicht besteht, wenn die 

Nichtausführung nicht auf Umständen beruht, die vom 

Unternehmer zu vertreten sind. Bei Unzumutbarkeit der 

Geschäftsausführung, die vom Unternehmer zu vertreten ist, 

bleibt der Provisionsanspruch bestehen. 
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Zum § 10: 

Abs. 1 entspricht wortgleich dem bisherigen § 11 

Abs. 1. 

Der Abs. 2 erster Satz entspricht inhaltlich dem 

bisherigen § 11 Abs. 2. Der zweite und dritte Satz sind 

neu und entsprechen § 87b Abs. 2 zweiter und dritter Satz 

des deutschen HGB. 

Zum § 11: 

Diese neue Bestimmung übernimmt den Norminhalt des 

Art. 6 Abs. 1 der RL . 

Zum § 12: 

I m  systematischen Gleichklang mit der Bestimmung des 

§ 9 ( Entstehung des provisionsanspruchs) entspricht diese 

Bestimmung Art. 8 der RL, dem bisherigen § 9 und § 87 

Abs. 3 des deutschen HGB. 

Abs. 1 Z 2 regelt richtlinienkonform ( Art. 8 lit. b 

der RL) den Fall, daß das Angebot des Dritten zum Abschluß 

eines provisionspflichtigen Geschäfts vor Beendigung des 

Handelsvertreterverhältnisses entweder beim Unternehmer 

oder beim Handelsvertreter eingegangen ist ( so auch § 87 

Abs. 3 des deutschen HGB). 

Die Teilung der Provision nach dem neuen Abs. 2, der 

auf Art. 9 der RL zurückzuführen ist, wird insbesondere 
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dann zu bejahen sein, wenn der nachfolgende 

Handelsvertreter zur Bewirkung des Geschäftsabschlusses 

noch eine nicht unerhebliche zusätzliche eigene Tätigkeit 

entfaltet hat. Die Vertragspartner können aber vertraglich 

etwas anderes vereinbaren. 

Zum § 13: 

Diese Bestimmung entspricht dem bisherigen § 10 . 

Der Anspruch auf Entschädigung gebührt dem 

Handelsvertreter auch bei Kündigung wegen 

vertragsverletzung. 

Der Wegfall des bisherigen Klammerausdrucks "Kartell" 

im Abs. 2 hat seinen Grund darin, daß kein wie immer 

gearteter Grund ersichtlich ist, der es rechtfertigen 

könnte, den kartellmäßigen Vertrieb der bisher vom 

Handelsvertreter betreuten Waren mit der Rechtsfolge des 

Abs. 2 zu belegen, nicht hingegen sonstige grundsätzliche 

Änderungen im Vertriebssystem des Unternehmers 

( Jabornegg ,  aaO, 354 ). 

Zum § 14: 

Abs. 1 entspricht wortgleich dem bisherigen § 12 

Abs. 1. 

Der Abs. 2 beseitigt die veraltete Aufzählung 

einzelner Auslagen und ersetzt sie durch die Wendung der 

"besonderen Auslagen": dem Handelsvertreter als Kaufmann 
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ist es zuzumuten, daß er die allgemeinen Kosten und 

Auslagen für seinen Geschäftsbetrieb aufbringt. Hingegen 

erscheint es gerechtfertigt, für außergewöhnliche 

Geschäftsbesorgungen kraft Gesetzes 

Aufwandsentschädigungsansprüche zu gewähren. Im übrigen 

entspricht die Bestimmung dem § 12 Abs. 2 des geltenden 

Gesetzes. 

Zum § 15: 

Diese Bestimmung entspricht dem § 14 des geltenden 

Gesetzes und hinsichtlich des Abs. 1 dem Art. 12 Abs. 1 

der RL. Die Bestimmung ist nach § 28 Abs. 1 zuungunsten 

des Handelsvertreters nicht abdingbar. 

Während die RL die Abrechnung spätestens am letzten 

Tag des Monats, der auf das Quartal folgt, in dem der 

Provisionsanspruch erworben worden ist, vorsieht, verlangt 

der Entwurf die Abrechnung spätestens am Ende jedes 

Kalendervierteljahrs, wenn aber das Vertragsverhältnis vor 

Ablauf eines Kalendervierteljahrs aufgelöst wird, 

spätestens innerhalb eines Monats, nachdem der Anspruch 

unbedingt erworben wurde. Die Bestimmung des Entwurfs 

stellt sich somit als inhaltlich gleichwertig dar. 

Zum § 16: 

Diese Bestimmung entspricht dem § 15 des geltenden 

Gesetzes, dem Art. 12 Abs. 2 der RL und dem § 87c Abs. 2 
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bis 4 des deutschen HGB. 

Abs. 1 verdeutlicht im Sinne des Art. 12 Abs. 2 der 

RL, daß dem Handelsvertreter alle Auskünfte und 

insbesondere der Buchauszug zu gewähren sind, die der 

Handelsvertreter zum Nachprüfen des Betrags der ihm 

zustehenden Provision benötigt. 

Abs. 2 bis 5 entsprechen den bisherigen Abs. 2 bis 5. 

Abs. 1 bis 3 sind nach § 28 Abs. 1 zuungunsten des 

Handelsvertreters nicht abdingbar (hinsichtlich des Abs. 1 

entspricht dies auch Art. 12 Abs. 3 der RL). 

Die Abs. 4 und 5 sind verfahrensrechtliche 

Bestimmungen, deren Normadressat das Gericht ist, sie sind 

daher grundsätzlich nicht disponibel (vgl. Fasching, 

Zivilprozeß2, Rz 123). 

Zum § 17: 

Diese Bestimmung entspricht wortgleich dem geltenden 

§ 13. Das Entstehen des Provisionsanspruchs ist im § 9 

Abs. 3 des Entwurfs geregelt. Dem Art. 10 Abs. 3 der RL 

ist durch § 17 in Verbindung mit § 15 Abs. 1 Rechnung 

getragen. 

Zum § 18: 

Diese Bestimmung entspricht dem geltenden § 16 Abs. 1, 

neu sind nur die terminologischen Anpassungen an den neuen 

Begriff der Vergütung und entsprechend den 
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Rechnungslegungsbestimmungen des HGB in der Fassung des 

RLG wird statt "Bilanz" nunmehr "Jahresabschluß" gesagt. 

Der Norminhalt des bisherigen Abs. 2 (Bucheinsicht) 

ist nunmehr - zusammengefaßt mit den anderen 

Einsichtsrechten - im § 16 des Entwurfs geregelt. 

Zum § 19: 

Anders als die vergleichbare Regelung des § 88 des 

deutschen HGB erfaßt die geltende Verjährungsbestimmung 

des § 17 nicht sämtliche Ansprüche aus dem 

Handelsvertreterverhältnis, sondern nur 

Provisionsansprüche und den Anspruch auf Auslagenersatz. 

Hinsichtlich der sonstigen Ansprüche, insbesondere die 

diversen Hilfsansprüche wie Kontrollrechte, war es bisher 

notwendig, im Weg der Auslegung entweder das allgemeine 

Verjährungsrecht anzuwenden oder § 17 analog anzuwenden 

(Jabornegg, aaO, 4 21). Es wird daher im Interesse einer 

zweckmäßigen und sachgerechten einheitlichen Lösung im 

Abs. 1 eine einheitliche Verjährungsvorschrift für 

sämtliche Ansprüche aus dem Handelsvertreterverhältnis 

normiert. 

Abs. 2 und 3 bleiben inhaltlich unverändert. 

Zum § 20: 

Diese Bestimmung bleibt inhaltlich unverändert, sie 

entspricht dem geltenden § 18. 
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Zum § 2 1: 

Der erste Satz dieser Bestimmung entspricht inhaltlich 

dem geltenden § 19 Abs. 1. Der zweite Satz beruht auf 

Art. 14 der RL, wobei sich die Formulierung an § 89 Abs. 3 

des deutschen HGB anlehnt. Ebenso wie im deutschen Recht 

stellt diese Bestimmung eine Auslegungsregel dar und ist 

daher nur dann anzuwenden, wenn keine anderen 

Vereinbarungen getroffen wurden. Wird daher ein 

befristetes Vertragsverhältnis nach Zeitablauf ohne 

besondere Absprache einvernehmlich fortgesetzt, so 

verwandelt sich dieses in ein unbefristetes. Nach wie vor 

ist es aber auch zulässig, mehrere befristete Verträge zu 

schließen (Jabornegg, aaO, 4 37). 

Zum § 2 2 :  

Diese Bestimmung ersetzt den bisherigen § 19 Abs. 2 

und 3 des geltenden Gesetzes; sie entspricht Art. 15 der 

RL und findet sich ähnlich auch im § 89 des deutschen HGB. 

Die Kündigungsfristen wurden entsprechend dem Gebot 

der RL neu festgelegt. Diese Regelung bedeutet gegenüber 

den nach geltendem Recht vorgeschriebenen Mindestfristen 

mit einer Ausnahme eine Verlängerung der 

Kündigungsfristen, wobei die von der RL gebotenen 

Möglichkeiten (Art. 15 Abs. 3) voll ausgeschöpft wurden. 

Verkürzt wurde nur die im ersten Vertragsjahr nach 
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geltendem Recht sechswöchige auf eine einmonatige Frist. 

Da die sechswöchige Frist bisher ohnedies nur dispositiv 

war, die einmonatige nunmehr hingegen zwingend ist, und 

bereits ab dem zweiten Vertragsjahr eine längere 

Kündigungsfrist gilt, stellt diese Änderung insgesamt 

keine Verschlechterung der Rechtsstellung des 

Handelsvertreters dar. 

Anstelle des bisherigen Kündigungstermins "zum Ablauf 

eines jeden Kalendervierteljahres" ist nun entsprechend 

Art. 15 Abs. 5 der RL die Kündigung zum Ende eines 

Kalendermonats zulässig. Durch die Verlängerung der 

Kündigungsfristen ergibt sich aber hieraus keine 

Verschlechterung der Rechtsstellung des Handelsvertreters. 

Der zweite Satz des Abs. 1 beruht auf Art. 15 Abs. 6 

der RL und legt fest, daß bei Berechnung der 

Kündigungsfrist die Laufzeit des nach § 21 verlängerten 

vertrages einzurechnen ist. 

Die Abs. 2 und 3 bestimmen, daß die Vertragspartner 

zwar eine Verlängerung, nicht jedoch eine Verkürzung der 

in Abs. 1 bestimmten Kündigungsfristen vereinbaren können. 

Ferner ist entsprechend Art. 15 Abs. 4 der RL festzulegen, 

daß eine vereinbarte Frist für den Unternehmer nicht 

kürzer sein darf als für den Handelsvertreter. Bei 

Nichtbeachtung dieser Bestimmung ist auch für den 

Unternehmer die vom Handelsvertreter einzuhaltende längere 

Frist maßgeblich. Dies entspricht teilweise dem geltenden 
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§ 19 Abs. 3, wonach die Kündigungsfrist immer für beide 

Teile gleich sein muß und bei Vereinbarung ungleicher 

Fristen für beide Teile die längere Frist gilt. 

Zum § 23 : 

Abs. 1 entspricht inhaltlich dem derzeitigen § 21, 

Abs. 2 dem bisherigen § 22 und Abs. 3 dem bisherigen § 23. 

Diese Bestimmung ist auch richlinienkonform. Die 

Richtlinie " berührt nicht die Anwendung der 

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten, wenn diese 

Rechtsvor schriften die fristlose Beendigung des 

Ver tragsverhältnisses für den Fall vorsehen, daß a) eine 

der Parteien ihren Pflichten insgesamt oder teilweise 

nicht nachgekommen ist; b) außergewöhnliche umstände 

eintreten" (Art. 16 der RL). Beide dieser Begriffe 

(Pflichtverletzung und außergewöhnliche umstände) finden 

Deckung in dem im geltenden Recht verwendeten Begriff des 

" wichtigen Gr undes" . 

Zum § 24 : 

Abs. 1 dieser Bestimmung bleibt inhaltlich unverändert 

( §  24 des geltenden Gesetzes). 

I m  Abs. 2 wurde neu bestimmt, daß das Mitverschulden 

sowohl bei einer begründeten als auch bei einer 

unbegründeten vorzeitigen Auflösung eingewendet wer den 

darf. Zwar kann der die Auflösung ohne ausreichenden Grund 
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Erkl ärende ni cht sel bst Schadenersat z nach Abs. 1 

verl angen , doch wäre ni cht ei nzusehen, warum i hm d i e  

Mö gl i chkei t, ei ne Ermäßi gung des gegen i hn geri chteten 

Schadenersatzes wegen Mi tverschulden des Erkl ärungsgegners 

zu verl angen , verwehrt sei n sol l .  

Durch Hi nwei s auf § 273 ZPO und Verwendung dessen 

Termi nol ogi e sol l kl argestel l t  werden, daß das frei e 

Ermessen (nunmehr: frei e Überzeugung) i m  S i nne des § 273 

ZPO ausgeübt werden sol l .  

Di eser Schadenersat zanspruch steht dem 

Handel svert reter unbeschadet et wai ger Ausgl ei chsansprüche 

nach § 25 zu. 

Zum § 2 5: 

Di e Besti mmungen des gel tenden § 25 über den 

Ausglei chsanspruch müssen aufgrund der Art . 17 bi s 19 der 

RL wei t gehend geändert werden. § 25 i st daher i nsgesamt 

neu zu fassen. 

Di e RL überl äßt i n  Art . 17 den Mi tgl i eds t aat en für d i e  

Regelung der Ansprüche des Handel svert ret ers nach 

Beend i gung des Vert ragsverhäl tni sses d i e  Wahl zwi schen dem 

an § 89b des deutschen HGB angel ehnt en Aus gl ei chssyst em 

und dem Entschäd i gungssyst em des französi schen Rechts. Der 

Entwurf geht vom Syst em des Ausgl ei chsanspruchs , der auch 

der derzei t gel tenden Regel ung besser ent spri cht , aus. 
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Abs. 1 des Entwurfs regel t die 

Anspruchsvoraussetzungen. Die im geltenden § 25 enthaltene 

besondere Anspruchsvoraussetzung, nach der nur der 

Handel svertreter, der ausschl ießl ich oder vorwiegend mit 

der Zuführung von Kunden betraut war, einen 

Ausgleichsanspruch hat, entfällt, S odaß der Frage der Art 

der Beschäftigung des Handelsvertreters keine Bedeutung 

mehr zukommt. Entscheidend ist nunmehr, daß der 

Handelsvertreter neue Kunden zugeführt hat, unabhängig 

davon ob dies seine ausschließliche oder vorwiegende 

Beschäftigung war. Neu ist auch, daß der 

Ausgleichsanspruch nicht nur besteht, wenn der 

Handelsvertreter neue Kunden zugeführt hat, sondern auch 

dann, wenn der Handel svertreter bereits bestehende 

Geschäftsverbindungen wesentlich erweitert hat. Diese 

durch die RL gebotene Neuerung entspricht auch den 

Tendenzen in Lehre und Rechtsprechung, die das Kriterium 

der Kundenzuführung in Richtung Umsatzsteigerung mit 

bereits vorhandenen Kunden zu erweitern versuchen 

(Jabornegg, aaO, 4 98f). 

Abweichend von der geltenden Rechtslage muß der 

Unternehmer aus diesen Geschäftsverbindungen nicht nur wie 

bisher "Vorteile", sondern "erhebliche Vorteile" ziehen 

können. I m  Zusammenhang mit der Erweiterung des 

prinzipiel l anspruchsberechtigten Personenkreises bewirkt 

dieses zusätzliche Erfordernis all erdings keine 

SchlechtersteI l ung für den Handelsvertreter. 
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Die Frage, ob und in wel cher Höhe dem Handel svertreter 

ein Ausgl eichsanspruch zusteht, hängt neben den genannten 

Voraussetzungen auch noch davon ab, inwieweit die Zahl ung 

eines Ausgl eichs unter Berücksichtigung al l er Umstände der 

Bil l igkeit entspricht. Al s sol che zu berücksichtigende 

umstände sind ausdrückl ich dem Handel svertreter entgehende 

Provisionen genannt. Damit wird - nicht nur entsprechend 

dem Richtl iniengebot, sondern auch im Hinbl ick auf die in 

dieser Frage nicht einheitl iche Linie der Judikatur ( siehe 

Jabornegg, aaO, 50 6 f) - kl argestel l t, daß maßgebl icher 

Umstand bei der Berechnung des Ausgl eichsanspruchs auch 

die dem Handel svertreter entgehenden Provisionen sind. 

Abs. 2 stel l t  kl ar, daß der Ausgl eichsanspruch bei 

Vorl iegen der Voraussetzungen des Abs. 1 auch dann 

besteht, wenn das Vertragsverhäl tnis durch Tod des 

Handel svertreters endet. 

Im neugefaßten Abs. 3 werden jene Fäl l e  taxativ 

aufgezähl t, in denen ein Ausgl eichsanspruch nicht besteht. 

Nach Z 1 hat bei Kündigung durch den Handel svertreter 

dieser grundsätzl ich keinen Ausgl eichsanspruch, es sei 

denn, der Unternehmer hat durch ihm zurechenbare Umstände 

dem Handel svertreter begründeten Anl aß gegeben oder es ist 

dem Handel svertreter eine Fortsetzung seiner Tätigkeit 

wegen seines Al ters, Krankheit oder Gebrechens nicht 

zumutbar. Die Umstände, die sich der Unternehmer zurechnen 

l assen muß, brauchen nicht von sol cher Art zu sein, daß 

damit zugl eich ein Aufl ösungsgrund im Sinn des § 23 

gegeben ist. 

5399c Stand: 7. 2.199 2 

128/ME XVIII. GP - Entwurf 47 von 73

www.parlament.gv.at



- 29 -

Bei Auflösung des Vertragsverhältnisses durch den 

Unternehmer besteht nur dann kein Ausgl eichsanspruch, wenn 

Auflösungsgrund ein schul dhaftes, einen wichtigen Grund im 

Sinn des § 23 darstel l endes Verhal ten des 

Handel svertreters war. Anders als nach dem geltenden Recht 

bewirkt daher ein zwar schuldhaftes, jedoch keinen 

Auflösungsgrund im Sinn des § 23 darstel l endes Verhalten 

des Handel svertreters nicht mehr den Entfal l des 

Ausgleichsanspruchs. 

Neu ist auch der auf Art . 18 lit. c der RL beruhende 

Ausschlußgrund in Z 3. Er geht von der Erwägung aus, daß 

der Handel svertreter seine Rechte und Pfl ichten aus dem 

Vertragsverhältnis im Einverständnis mit dem Unternehmer 

nur dann auf einen Dritten übertragen wird, wenn er von 

dem Dritten mit einer entsprechenden Gegenleistung für die 

Übertragung der Vertretung abgefunden worden ist . Um einen 

dieser Z weckbestimmung widersprechenden Ausschluß des 

Ausgl ei chsanspruchs im Rahmen von al lgemeinen 

Vertragsvereinbarungen zu verhindern, sieht diese 

Bestimmung vor, daß die Vereinbarung " aus Anlaß der 

Beendigung des Vertragsverhäl tnisses" getroffen werden muß . 

Abs . 4 ,  der sich mit dem Hö chstbetrag des 

Ausgl eichsanspruchs beschäfti gt, legt abweichend zu der 

bisherigen Regelung fest, daß der Ausgl eichsanspruch, 

unabhängig von der Dauer des Vertragsverhäl tnisses, eine 

Jahresprovision beträgt . Diese Jahresprovision wird aus 
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dem Durchschnitt der letzten fünf Jahre errechnet. Nur 

dann, wenn das Vertragsverhältnis weniger als fünf Jahre 

gedauert hat, ist der Durchschnitt der gesamten 

vertragsdauer maßgeblich. Klargestellt wurde auch, daß es 

zulässig ist, vertraglich hö here Ausgleichsansprüche zu 

vereinbaren. 

Abs. 5 entspricht dem Art. 17 Abs. 5 der RL. Anders 

als nach der geltenden Gesetzeslage, die eine dreijährige 

Frist zur Geltendmachung vorsieht, muß der 

Handelsvertreter dem Unternehmer innerhalb eines Jahres 

nach Beendigung des Vertragsverhältnisses mitgeteilt 

haben, daß er seine Rechte geltend macht. Eine 

gerichtliche Geltendmachung innerhalb der Jahresfrist ist 

zur Wahrung des Anspruches nicht notwendig. 

Zum § 26 : 

Diese Bestimmung bleibt unverändert (§ 26 des 

geltenden Gesetzes). 

Art. 20 Abs. 1 bis 3 der RL sehen grundsätzlich die 

Mö glichkeit einer Wettbewerbsabrede vor, wenn die darin 

erwähnten Bedingungen (Schriftlichkeit der Vereinbarung, 

Beschränkungen örtlicher und sachlicher Art, 

Wirksamkeitsdauer von hö chstens zwei Jahren) erfüllt sind. 

Abs. 4 des Art. 20 der RL berührt jedoch nicht 

einzelstaatliche Rechtsvorschriften, die weitere 

Beschränkungen der Wirksamkeit oder Anwendbarkeit der 
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Wettbewerbsabreden vorsehen . I n  diesem Sinn stellt der 

§ 26 des geltenden Rechts als die für den Handelsvertreter 

weitaus günstigere Regelung ohne die Einschränkungen des 

Art . 20 Abs . 2 der RL ei ne Rechtsvorschri ft dar, di e vom 

Art. 20 Abs . 4 der RL nicht berührt werden muß und daher 

unverändert blei ben kann. 

Zum § 27 : 

Diese Bestimmung bleibt - abgesehen von geringfügigen 

sprachlichen Verbesserungen - unverändert (§ 27 des 

geltenden Gesetzes) . 

Zum § 28 : 

Der Katalog der relativ oder absolut zwingenden 

Bestimmungen des geltenden § 28 wurde - teilweise 

modifiziert durch Änderung des 

Gesetzestextes - bei behalten; zusätzlich wurden 

entsprechend dem Gebot der RL weitere Bestimmungen in den 

Katalog aufgenommen . Ohne von der RL vorgeschri eben zu 

sein, wurde aber auch die Besti mmung des § 13 Abs . 2 über 

die Verhinderung am Verdienst ( entspri cht § 10 Abs . 2 des 

geltenden Rechts) i n  den Katalog der relativ zwi ngenden 

Vorschriften aufgenommen, da rei n betri ebswi rtschaftliche 

Dispositionen des Unternehmers den Handelsvertreter nicht 

in seiner wirtschaftlichen Sphäre treffen sollen, weshalb 

es sachgerechter erscheint, nicht nur Abs . 1 sondern auch 

Abs . 2 aufzunehmen . 
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Die Bestimmungen des § 16 Abs. 4 und 5 wurden nicht in 

die taxative Aufzählung aufgenommen, da es sich um 

verfahrensrechtliche Bestimmungen handelt, die schon ihrer 

Natur nach als absolut zwingend anzusehen sind. Auch § 22 

Abs. 2 und § 26 stellen zwingendes Recht dar, doch ergibt 

sich dies bereits aus der in diesen Bestimmungen 

angeordeten Unwirksamkeitssanktion .  

Zum § 2 9 :  

Diese Bestimmung bleibt unverändert ( §  30 des 

geltenden Gesetzes). 

Zum § 30 : 

Diese neu eingefügte Bestimmung entspricht Punkt 10 

der Legistischen Richtlinien 1990 , wonach in 

Rechtsvorschriften unsachliche Differenzierungen zwischen 

Frauen und Männern zu vermeiden und Formulierungen so zu 

wählen sind , daß sie Frauen und Männer gleichermaßen 

betreffen. 

Zum § 3 1: 

Diese Bestimmungen enthält die Übergangsregelung und 

die Vollziehungsklausel. 

Das geltende Handelsvertretergesetz tri tt - mit 

Ausnahme der für andere Geschäftsvermittler geltenden 

Rechtsvorschri ften - Ende 1992 außer Kraft. Es ist auf 
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Sachverhalte, die sich bis zum 31.12.1992 ereignen, 

weiterhin anwendbar. § 29 sowie die darin verwiesenen 

Bestimmungen des bisherigen Handelsvertretergesetzes 

bleiben in Geltung. 

Von einer Einbeziehung des Maklerrechts in das neue 

Handelsvertretergesetz wurde abgesehen, weil das 

Maklerrecht eine andere Regelungsmaterie betrifft ; 

insbesondere das Recht der Realitätenvermittlung paßt kaum 

zur Regelungsintention des Handelsvertreterrechts . Die 

Vermittlung von Rechtsgeschäften über unbewegliche Sachen 

i st im geltenden Recht nur für den Fall einer nicht 

ständigen Betrauung vom erweiterten Geltungsbereich des 

Handelsvertretergesetzes (§ 29) erfaßt. Wegen der 

erheblichen sachlichen Unterschiede von 

Handelsvertreterrecht einerseits und Maklerrecht, 

insbesondere Immobilienmaklerrecht, andererseits, soll 

diese Einbeziehung des Zivilmaklerrechts nicht 

fortgeschrieben werden. Diese sich schon zum geltenden 

Recht ergebende Wertung wird durch die richtlinienkonforme 

Ausgestaltung des Handelsvertreterrechts noch wesentlich 

verstärkt. Die j eweiligen Interessenlagen sind zu 

verschieden, um sie ohne weiteres einem einheitlichen 

Regelungssystem unterwerfen zu können. Um in dieser 

Situation das Maklerrecht möglichst unberührt zu lassen, 

wird daher der sich aus dem geltenden § 29 HVG ergebende 

Rechtszustand als Übergangsregelung ( §  31 Abs. 2 des 
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Entwurfs) aufrechterhal ten. Zudem kommt, daß die 

g ewer bsmäßig e Real itätenvermittl ung seit 1978 zusätzl ich 

durch eine eigene, auf der Grundl age der GewO erl assenen 

I mmobil ienmakl er veror dnung ger egel t ist . Die Gefahr , daß 

in Einzel fr agen die neuen gesetzl ichen Bestimmungen der 

I mmobil ienmakl erver ordnung widersprechen, wäre groß . Dies 

auch im Hinbl ick darauf , daß die Bestimmungen , auf die der 

§ 2 9  gel tenden Gesetzes verweist , dispositiven Char akter 

haben, nach den Entwur f jedoch teil weise zwingende wirkung 

( so zB die nunmehr r el ativ zwingenden Bestimmungen des § 9 

des Entwurfs über das Entstehen des Provisionsanspruchs) . 
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E n t w u r f G e l  t e n d e  F a s s  u n 9 

G e g e n  ü b e  r s t e l  1 u n 9 

H a n d e 1 s v e r  t r e t e r g  e s e t  z 

E n t w u r f 

Begri ff des sel bständi gen Handel svertreters 

§ 1 .  Handel svertreter i st ,  wer von ei nem anderen ( i m 

fol genden "Un ternehmer" genannt)  mi t der Vermi ttl ung oder dem 

Abschl uß von Geschäften , ausgenommen über unbewegl i che Sachen , 

i n  dessen Namen und für dessen Rechnung s tänd i g  betraut i s t und 

d i ese Tät i gkei t sel bs tänd i g  und gewerbsmäßi g  ausüb t .  

Abschl uß von Geschäften durch den Handel svertreter 

§ 2. ( 1 )  Der Handel svertreter kann Geschäfte i m  Namen und 

für Rechnung des Unternehmers nur dann sch l i eßen , wenn er h i ezu 

e rmächti gt i st .  

( 2 )  Hat der Hande l svert reter , der n u r  mi t der Vermi ttl ung 

von Geschäften betraut i st ,  e i n Geschäft im Namen des 

Unternehmers mi t ei nem Dri tten geschl ossen , so gi l t  es al s vom 

Unternehmer genehmi gt , wenn d i eser n i cht unverzügl i ch ,  nachdem 

e r  vom Abschl uß des Geschäftes Kenntn i s  erl angt hat , dem 

Dri tten erkl ärt , daß er das Geschäft abl ehne . 

5 1 1 2c/5465c - 1 -

G e l  t e n d  e F a s s  u n g 

Begri ff des sel bständi gen Handel svertreters 

§ 1 .  ( 1 )  Wer von ei nem anderen ( Geschäftsherrn ) mi t der 

Vermi ttl ung oder Abschl i eßung von Handel sgeschäften oder 

überhaupt von Rechtsgeschäften über bewegl i che Sachen , Rechte 

oder Arbei ten i n  dessen Namen und für dessen Rechnung ständ i g  

betraut i st und d i ese Täti gkei t sel bständ i g  und gewerbemäßi g 

ausübt , i st Handel svertreter.  

Befugni sse des Handel svertreters 

§ 3 .  ( 1 )  Der Handel svertreter kann Geschäfte im Namen und 

für Rechnung des Geschäftsherrn nur dann abschl i eßen , wenn er 

h i erzu  ermäch t i gt i st .  

( 2 )  Hat e i n Handel svertreter , der nur mi t der Vermi ttl ung 

von Geschäften betraut i st ,  e i n  Geschäft im Namen des 

Geschäftsherrn mi t dem Dri tten abgesch l os sen , so gi l t  es al s 

vom Geschäftsherrn genehmi gt , wenn d i eser n i cht ohne Verzug , 

nachdem er vom Abschl usse des Geschäftes Kenntn i s  erl angt hat , 

dem Dri tten erkl ärt , daß er das Geschäft abl ehne . 
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E n t w u r f 

Befugni sse des Handel svertreters 

§ 3. ( 1 )  Zah l ungen für den Unternehmer kann der 

Handel svert reter nur dann annehmen , wenn er hi ezu ermächti gt 

i st .  

( 2 )  Lau tet d i e  Vol l macht auf d i e  Berechti gung zur Annahme 

von Zahl ungen , so gi l t  der Handel svertreter nur al s ermächti gt ,  

Zahl ungen , d i e den verei nbarten Bed i ngungen entsprechen , i n  

Empfang zu nehmen . S i e  erstreckt s i ch dagegen ni cht auf di e 

Befugn i s ,  d i e be i m  Abschl usse des Geschäfts verei nbarten 

Zahl ungsbed i ngungen zu ändern , i nsbesondere Vergl e i che zu 

schl i eßen oder Nachl ässe zu gewähren . 

( 3 ) I s t  der Handel svertreter al s Rei sender täti g ,  so gi l t  

er al s ermächti gt , den Kaufprei s aus den von i hm getäti gten 

Verkäufen ei nzuzi ehen oder dafür Zahl ungsfri sten zu bewi l l i gen . 

( 4) Di e Anzei ge von Mängel n e i ner Ware , d i e Erkl ärung , daß 

ei ne Ware zur Verfügung gestel l t  wi rd , und andere Erk l ärungen , 

durch di e d i e  Kundschaft i hre Rechte wah rt , können auch dem 

Handel svertreter gegenüber abgegeben werden . 

( 5 )  Der Handel svertreter i st berech t i gt ,  das dem 

Unternehmer zustehende Recht auf Feststel l ung des Zustandes der 

Waren auszuüben ; zu Verfügungen über d i e  Ware i st e r ,  sofern 

n i cht deren Beschaffenhei t es dri ngend erfordert , im Zwei fel 

n i cht ermächti gt .  

( 6 ) Beschrän kungen der Vol l macht des Handel svertre ters 

braucht ei n Dri tter gegen s i ch nur gel ten zu l assen , wenn er 

s i e kannte oder kennen mußte . 

5 1  12c/5465c - 2 -

G e l t e n d e  F a s s u n g 

§ 4. ( 1 )  Zahl ungen für den Geschäftsherrn kann der 

Handel svertreter nur dann annehmen , wenn er h i erzu ermächti gt 

i st .  

( 2 )  Lautet d i e Vol l macht au f d i e Berechti gung zur Annahme 

von Zah l ungen , so gi l t  der Handel sve rtreter nur al s ermäch t i gt ,  

Zah l u ngen , d i e den verei nbarten Bed i ngungen entsprechen , i n  

Empfang z u  nehmen . Si e erstreckt s i ch dagegen n i cht  auf d i e  

Befugn i s ,  d i e  bei m Abschl usse des Geschäftes verei nbarten 

Zahl ungsbed i ngungen abzuändern , i nsbesondere Vergl ei che zu 

schl i eßen oder Nachl ässe zu gewäh ren . 

( 3 )  I s t  der Handel svertreter al s Hand l ungsrei sender tät i g ,  

s o  gi l t  e r  al s ermächti gt ,  den Kaufprei s aus den von i hm 

abgeschl ossenen Verkäufen ei nzuzi ehen oder dafür 

Zahl ungsfri sten zu bewi l l i gen . 

( 4 ) D i e Anzei ge von Mängel n e i ner Ware , d i e E rkl ärung , daß 

ei ne Ware zur  Verfügung gestel l t  wi rd und andere Erkl ärungen , 

durch wel che d i e Kundschaft i h re Rechte wah r t ,  können auch dem 

Handel svertreter gegenüber abgegeben werden . 

( 5 )  Der Handel svertreter i st berecht i gt , das dem 

Geschäftsherrn zustehende Recht auf Feststel l ung des Zus tandes 

der Ware auszuüben ; zu Verfügungen über d i e  Ware i st er , sofern 

n i cht deren Beschaffenhei t es dr i ngend erfordert , im Zwe i fel 

n i cht ermächt i gt .  

( 6 )  Beschränkungen der Vol l macht des Handel svertreters 

braucht e i n Dri tter gegen s i ch nur gel ten z u  l assen , wenn er 

si e kannte oder kennen mußte . 
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E n t w u r f  

Vertragsurkunde 

§ 4. Der Unternehmer und der Handel svertreter s i nd 

verpfl i ch tet , dem anderen auf dessen Verl angen ei ne 

unterzei chnete Urkunde zu verschaffen , d i e  den zu d i esem 

Zei tpunkt gül ti gen Inhal t des Vertretungsvertrags wi edergi b t .  

Interessen des Handel svertreters 

§ 5. Der Handel svertreter hat s i ch um d i e  Vermi ttl ung oder 

den Abschl uß von Geschäften zu bemühen . Er  hat bei Ausübung 

sei ne r  Tät i gkei t das Interesse des Unternehmers mi t der 

Sorgfal t ei nes ordentl i chen Kaufmanns wah rzunehmen und i s t 

i nsbesondere verpfl i chtet , i hm d i e  erforderl i chen Mi ttei l ungen 

zu machen und i hn ohne Verzug von j ed em Geschäft i n  Kennt n i s zu 

setzen , das er für i hn geschl ossen hat . 

Unterstützungspfl i chten des Unternehmers 

§ 6 .  ( 1 )  Der Unternehmer hat den Handel svertreter bei der 

Ausübung sei ner Täti gkei t zu unterstützen . 

( 2 )  I nsbesondere hat der Unternehme r :  

1 .  dem Handel svertreter d i e  erforderl i chen Unterl agen z u r  

Verfügung zu stel l en u n d  al l e  f ü r  d i e  Ausübung sei ner Tät i gke i t 

erforderl i chen I n formati onen z u  geben , 

5 1 1 2c/5465c - 3 -

G e l  t e n d  e F a s s  u n g 

Pfl i chten des Handel svertreters 

§ 2. ( 1 )  Der Handel s vertreter hat das I n teresse des 

Geschäftsherrn mi t der Sorgfal t e i nes ordentl i chen Kaufmannes 

wah rzunehmen ; er i st i nsbesondere verpfl i chtet , d em 

Geschäftsherrn d i e  erforderl i chen Nachri chten zu geben und i hn 

ohne Verzug von j ed em Geschäft i n  Kenntn i s zu setzen , das er 

für i hn abgeschl ossen hat . 

( 2 )  Der Handel svertreter haftet für ei n Verschu l d en sei ner 

leute und anderer Personen , deren er s i ch bei der Ausübung 

sei ner Täti gkei t bed i en t .  

5 1 1 2c/5465c - 3 -
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E n t w u r f 

2 .  den Handel svertreter unverzügl i ch zu unterri chten , wenn 

er abs i eh t , daß der Umfang der Geschäfte erhebl i ch geri nger 

sei n wi rd , al s der Handel svertreter den Umständen nach , 

i nsbesondere auf Grund des bi sheri gen Geschäftsumfangs oder der 

Angaben des Unternehme rs , hätte erwarten können , 

3 .  dem Handel svertreter unve rzügl i ch d i e  Annahme oder 

Abl ehnung ei nes vom Handel svertreter vermi ttel ten oder ohne 

Vol l macht geschl ossenen , oder d i e  N i chtausführung ei nes von i hm 

vermi ttel ten oder geschlossenen Geschäftes mi tzutei l en .  

Verbot der Annahme von Bel ohnungen 

§ 7 .  ( 1 )  Der Handel svertreter darf mangel s  ei nes 

abwe i chenden , für den betreffenden Geschäftszwe i g  bestehenden 

Gebrauchs ohne E i nwi l l i gung des Unternehmers von dem Dri tten , 

mi t dem er für den Unternehmer Geschäfte s chl i eßt oder 

vermi ttel t ,  ei ne Bel ohnung n i cht  annehmen . 

( 2 )  Der Unternehmer kann vom Handel svertreter d i e 

Herausgabe der unrechtmäßi g empfangenen Bel ohnung und den 

Ersatz des d i esen Betrag überstei genden Schadens verl angen . 

5 1 1 2c/5465c - 4 -

G e l  t e n d  e F a s s  u n g 

Verbot der Annahme von Bel ohnungen 

§ 5. ( 1 )  Der Handel svertreter darf mangel s ei nes 

abwe i chenden , für den betreffenden Geschäftszwe i g bes tehenden 

Gebrauches ohne E i nwi l l i gung des Geschäftsherrn von dem 

Dri tten , mi t dem er für den Geschäftsherrn Geschäfte abschl i eßt 

oder vermi ttel t ,  ei ne Provi s i on oder sonst i ge Bel ohnung n i cht 

annehmen . 

( 2 )  Der Geschäftsherr kann vom Handel svertreter d i e  

Herausgabe der unrechtmäßi g empfangenen Provi s i on oder 

Bel ohnung und den Ersatz des d i esen Betrag überstei genden 

Schadens verl angen . 
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E n t w u r f 

Vergütung, Provi sion 

§ 8. C l )  Di e Vergütung des Handel svertreters kann i n  ei ner 

Provi s i on oder ei nem anderen Entgel t bestehen . 

( 2 )  Dem Handel svertreter gebüh rt für j edes durch sei ne 

Täti gkei t zus tande gekommene Ges chäft al s Vergütung ei ne 

P rovi s i on .  Sowe i t  n i cht e i n  abwe i chender Gebrauch für den 

betreffenden Geschäftszwe i g  besteh t ,  wi rd e i n Anspruch auf d i e  

Provi s i on durch d i e  bl oße Namhaftmachung des Dri tten n i cht  

erworben . 

( 3 )  Dem Handel svertreter gebührt i m  Zwe i fel d i e  P rovi s i on 

auch für sol che Geschäfte , d i e  ohne sei ne unmi ttel bare 

Mi twi rkung während der Dauer des Vertragsverhäl tni sses zwi schen 

der i hm zugewi esenen oder von i hm zugefüh rten Kundschaft und 

dem Unternehmer zustandegekommen s i n d .  

( 4) I s t  der Handel svertreter ausd rückl i ch für ei n 

bes ti mmtes Gebi et al s Al l e i nvertreter bestel l t ,  so gebüh rt i hm 

i m  Zwe i fel d i e  Provi s i on auch für sol che Geschäfte , d i e  ohne 

sei ne Mi twi rkung während der Dauer des Vertragsverhäl tni sses 

durch den Unternehmer oder für d i esen mi t der zum Geb i et des 

Handel svertreters gehöri gen Kundschaft geschl ossen worden s i n d .  

( 5 ) Abs .  4 i st s i nngemäß anzuwenden , wenn der 

Handel svertreter für e i nen best i mmten Kunden k rei s al s 

Al l ei nvertreter bestel l t  i st .  

5 1 1 2c/5465c - 5 -

G e l  t e n d  e F a s s  u n g 

Provi si on 

§ 6 .  ( 1 )  Dem Handel svert reter gebührt für j edes durch 

sei ne Tät i gkei t zustande gekommene Geschäft e i ne Provi s i o n .  

( 2 )  Der Anspruch auf d i e  Provi s i on wi rd mangel s anderer 

Verei nbarung mi t dem Abschl usse des Geschäftes erworben . Bei 

Verkaufsgeschäften gi l t  der Anspruch im Zwe i fel i n  d i esem 

Zei tpunkte al s e rworben , wenn ei ne Zahl ung bei m  Geschäftsherrn 

ei ngegangen i st und nur nach Verhäl tni s des e i ngegangenen 

Betrages . 

( 3 )  Ist  d i e Aus führung ei nes vom Handel svertreter oder 

durch dessen Vermi ttl ung abgeschl ossenen Geschäftes oder d i e  

Gegenl e i stung des Dri tten , mi t dem das Geschäft abgeschl ossen 

worden i st ,  i nfol ge Verhal tens des Geschäftsherrn ganz oder 

tei l we i se unterbl i eben , so kann der Handel svert reter d i e  vol l e  

Provi s i on verl angen , es sei  denn , daß für das Verhal ten des 

Geschäftsherrn wi chti ge Gründe auf Sei te des Dri tten vorl i egen . 

( 4) Sowe i t n i cht  ei n abwe i chender Gebrauc h  für den 

betreffenden Geschäftszwe i g  besteht , wi rd ei n Anspruch auf d i e  

Provi s i on du rch d i e  bl oße Namhaftmachung des Dri tten n i cht 

erwo rben . 

Für di rekte Geschäfte 

§ 7 .  Dem Handel svertreter gebührt i m  Zwe i fel d i e P rovi s i on 

auch für sol che Geschäfte , d i e  ohne sei ne unmi ttel bare 
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E n t w u r f 

Entstehung des Provi si onsanspruchs 

§ 9. ( 1 )  Der Anspruch auf Provi s i on entsteht mi t der 

Rechtswi rksamkei t des vermi ttel ten Geschäfts zwi schen dem 

Un ternehmer und dem Dri tten nach Maßgabe der fol genden 

Bes t i mmungen . 

( 2 )  Der Anspruch auf P rovi s i on besteh t ,  wenn und sowei t 

1 .  der Unternehmer das Geschäft ausgeführt hat oder 

2 .  der Unternehmer nach d em Vert rag mi t dem Dri tten das 

Geschäft hätte ausfüh ren sol l en oder 

3 .  der Dri tte das Geschäft durch sei ne Gegen l ei stung 

ausgeführt hat . 

( 3 )  Der Anspruch auf P rov i s i on besteht spätesten s ,  wenn der 

Dri tte sei nen Tei l des Geschäfts ausgeführt hat oder ausgeführt 

haben müßte , hätte der Unternehmer sei nen Tei l des Geschäfts 

ausgeführt . 

( 4) Der Anspruch auf P rov i s i on besteht n i cht , wenn und 

sowei t feststeht ,  daß der Vertrag zwi schen dem Dri tten und dem 

Unternehmer n i cht ausgeführt wi rd , und d i es n i cht  auf Umständen 

beruht ,  d i e vom Unternehmer zu vertreten s i nd .  Bei 

Zah l ungsverzug des Dri tten hat aber der Unternehmer 

nachzuwei sen , al l e  zumutbaren Schri tte unternommen zu haben , um 

den Dri tten zur Lei stung zu veran l assen . 

5 l l 2c/5465c - 6 -

G e l  t e n d  e F a s s  u n g 

Mi twi rkung wäh rend der Dauer des Vertragsverhäl tni sses zwi schen 

der i hm zugewi esenen oder von i hm zugeführten Kundschaft und 

dem Geschäftsherrn zustande gekommen s i nd .  

Gebi etsvertreter 

§ 8. ( 1 )  Ist  der Handel svertreter aus d rückl i ch für ei n 

besti mmtes Gebi et al s al l e i n i ger Vertreter des Geschäftsherrn 

bestel l t ,  so gebührt i hm i m  Zwe i fel d i e P rovi s i on auch für 

sol che Geschäfte , d i e ohne se i ne Mi twi rkung während der Dauer 

des Vertragsverhäl tni sses durch den Geschäftsherrn oder für 

d i esen mi t der zum Geb i ete des Handel svertreters gehöri gen 

Kundschaft abgeschl ossen worden s i nd .  

( 2 )  D i ese Vorsch ri ft i st s i nngemäß anzuwenden , wenn der 

Handel svertreter für e i nen bes t i mmten Kundenk re i s al s 

al l ei n i ger Vertreter des Geschäftsherrn bestel l t  i st .  
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E n t w u r f  

Höhe der Provi s i on 

§ 1 0 .  ( 1 )  Di e Höhe der Provi s i on ri chtet s i ch mangel s 

anderer Verei nbarung nach den für den bet reffenden 

Ges chäftszwe i g am Orte der Ni ederl assung des Handel svertreters 

übl i chen Sätzen . 

( 2 )  Nachl äs s e ,  d i e  der Unternehmer dem Dri tten gewäh rt hat , 

dürfen bei Abrechnung der Provi s i on n i cht  abgezogen werden , es 

se i  denn , s i e wurden bei m Abschl uß des Geschäfts verei nbart 

oder es besteht darüber i m  betreffenden Geschäftszwei g ei n 

d i esbezügl i cher Handel sbrauch . Nachl ässe bei Barzahl ung s i nd i n  

kei nem Fal l abzuz i ehen ; dassel be gi l t  für Nebenkosten , 

namentl i ch für Frac h t ,  Verpackun g ,  Zol l , Steuern , es sei denn , 

daß d i e  Nebenkosten dem Dri tten besonders i n  Rechnung gestel l t  

s i nd .  Di e Umsatzsteuer ,  d i e  l ed i gl i ch auf Grund der 

s teuerrechtl i chen Vorschri ften in  der Rechnung gesondert 

ausgewi esen i st ,  gi l t  n i cht al s besonders i n  Rechnung gestel l t . 

Angemessene Vergütung 

§ 1 1 .  Bei Fehl en ei ner Vere i nbarung zwi schen Unternehmer 

und Handel svertreter über d i e  Provi s i on oder ei ne andere 

Vergütung hat der Handel svertreter Anspru ch auf e i ne Vergütun g ,  

d i e  a n  dem Ort , wo er se i ne Tät i gkei t ausüb t ,  übl i ch i st .  

Besteht kei ne sol che Übung, so hat d e r  Handel sve rt reter 

Anspruch auf e i ne  angemessene Vergütun g ,  bei der al l e  mi t dem 

Geschäft zusammenhängenden Umstände zu berücks i chti gen s i nd .  

5 1 1 2c/5465c - 7 -

G e l  t e n d  e F a s s  u n g 

Höhe der Provi s i on 

§ 1 1 .  ( 1 )  Di e Höhe der Provi s i on ri chtet s i ch mangel s 

anderer Verei nbarung nach den für den betreffenden 

Geschäftszwei g am Orte der N i ed e rl assung des Handel svertreters 

übl i chen Sätzen . 

( 2 )  Nachl äs s e ,  d i e der Ges chäftsherr d em Dri tten gewährt 

hat , dürfen mangel s e i nes abwei chenden , für den betreffenden 

Geschäftszwei g bestehenden Gebrauches bei Berechnung der 

Provi s i on nur dann abgezogen werden , wen n  s i e bei m Abs chl uß des 

Geschäftes verei nbart worden s i nd . 
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E n t w u r f 

Provi sion nach Beendi gung des Vertragsverhäl tni sses 

§ 1 2 .  ( 1 )  Für Geschäft e ,  d i e nach Beendi gung des 

Vertragsverhäl tni sses zus tandegekommen s i nd ,  gebührt dem 

Handel svertreter ei ne  Provi s i on ,  wenn und sowei t 

1 .  das Geschäft überwi egend auf sei ne Täti gkei t 

zurückzuführen i st und der Abschl uß i nnerhal b ei ner 

angemessenen Fri s t  nach Beendi gung des Vertragsverhäl tni sses 

zustandegekommen i st oder 

2 .  d i e  verbi ndl i che Erkl ärung des Dri tten , das Geschäft 

schl i eßen zu wol l en ,  noch vor Beend i gung des 

Vertragsverhäl tni sses dem Handel svertreter oder dem Unternehmer 

zugegangen i st .  

( 2 )  Ei n nachfol gender Handel svertreter hat kei nen Anspruch 

auf P rovi s i on ,  es wäre denn , daß d i e  Umstände ei ne Tei l ung der 

Provi s i on zwi schen i hm und sei nem Vorgänger rechtfert i gen . 

Verhi nderung am Verdi enst 

§ 1 3 .  ( 1 )  Wi rd der Handel svertreter vom Un ternehmer 

vertragswi dri g geh i ndert , Provi s i onen i n  dem verei nbarten oder 

nach den getroffenen Verei nbarungen zu e rwartenden Umfang zu 

verd i enen , so gebührt i hm e i ne angemessene Entschäd i gung.  

(2 )  Das g l e i che gi l t , wenn d i e Verhi nderung dadurch 

entstanden i st ,  daß der Unternehmer wäh rend der Dauer des 

Vertragsverhäl tni sses sei n Unternehmen veräußert oder den 

Vertri eb der Waren e i ner gemei nschaftl i chen Verkaufsstel l e  

übergeben hat . 

5 1 l 2c/5465c - 8 -
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G e l  t e n d  e F a s s  u n g 

Nach Beendi gung des Verhäl tni sses 

§ 9. ( 1 )  Für Geschäfte , d i e  nach Beend i gung des 

Vertragsverhäl tni sses zustande gekommen s i nd ,  gebührt dem 

Handel svertreter d i e  Provi s i on nur dann , wenn das Geschäft von 

i hm ei ngel ei tet und derart vorberei tet wurde , daß der Abschl uß 

hauptsächl i ch auf sei ne Täti gkei t zurückzufüh ren i st .  

( 2 )  Wenn  h i e rnach mehreren Handel svertretern ei n Anspruch 

auf d i e Provi s i on zusteh t ,  i st s i e nach Verhäl tni s i h rer 

Täti gkei t i n  bi l l i ge r  Wei se unter s i e zu  verte i l en .  

Verhi nderung am Verdi enst 

§ 1 0 .  ( 1 )  Wi rd ei n Handel svertreter vom Geschäftsherrn 

vertragswi d r i g verh i ndert , Provi s i onen i n  dem verei nbarten oder 

i n  dem nach den getroffenen Verei nbarungen zu erwartenden 

Umfange zu verd i enen , so gebüh rt i hm e i ne angemessene 

Entschäd i gung . 

( 2 )  Das gl ei che gi l t , wenn d i e  Verh i nderung dadurch 

entstanden i st ,  daß der Geschäftsherr wäh rend der Dauer des 

Vertragsverhäl tni sses sei n Unternehmen veräußert oder den 

Vertri eb der Waren ei ner geme i nschaftl i chen Verkaufsstel l e  

( Kartel l )  übergeben hat . 
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E n t w u r f 

Ersatz der Ausl agen 

§ 14.  ( 1 )  Für d i e  du rch den Geschäftsbetri eb entstandenen 

al l gemei nen Kosten und Aus l agen kann der Handel svertreter 

Ersatz n i cht  verl angen . 

( 2 )  Dagegen hat i hm der Unternehmer mangel s  anderer 

Verei nbarung oder abwei chenden Handel sbrauchs d i e besonderen 

Ausl agen zu vergüten ,  d i e  er i nfol ge Auftrags des Unternehmers 

aufwenden mußte . 

Abrechnung und VorschuBl ei stung 

§ 1 5 .  ( 1 )  Di e Abrechnung der Provi s i on i st spätestens am 

Ende jedes Kal enderv i erte l j ah rs , wenn aber das 

Vertragsverhäl tni s vor Abl auf ei nes Kal endervi ertel j ah rs gel öst 

wi rd , spätestens i nnerhal b e i nes Monats , nachdem der Anspruch 

unbedi ngt e rworben wurde , vorzunehmen . D i ese Abrechnung muB 

al l e  für d i e Berechnung der Provi s i on wesentl i chen Angaben 

enthal ten . 

( 2 )  Der Handel svertreter kann e i nen sei nen unbedi ngt 

erworbenen Forderungen aus P rovi s i on und Ausl agen 

entsprechenden VorschuB verl angen . 

5 1 1 2c/5465c - 9 -

G e l  t e n d  e F a s s  u n g 

Ersatz der Ausl agen 

§ 1 2 .  ( 1 )  Für d i e  durch den Geschäftsbetri eb entstandenen 

al l geme i nen Kosten und Ausl agen kann der Handel svert reter 

Ersatz ni cht  verl angen . 

( 2 )  Dagegen hat i hm der Geschäftsherr mangel s  anderer 

Verei nbarung oder e i nes abwe i chenden Handel sgebrauches d i e  

Ausl agen für Porti , Tel egramme , Ferngespräche und Musterkoffer 

sowi e d i e  besonderen Barausl agen zu vergüten , d i e e r  i nfol ge 

Auftrages des Geschäftsherrn aufwenden mußte . 

Abrechnung und VorschuBl ei stung 

§ 14.  ( 1 )  Über d i e  P rovi s i onsansprüche i st mi t Ende e i nes 

j eden Kal enderv i ertel j ah res , wenn aber das Vertragsverhäl tni s 

vor Abl au f  ei nes Kal enderv i ertel jah res gel öst wi rd , i nnerhal b 

ei nes Monats , nachdem der Anspruch unbed i ngt erworben wurd e ,  

abzurechnen . 

( 2 )  Der Handel svertreter kann ei nen sei nen unbed i ngt 

e rworbenen Provi s i onsforderungen und sei nen Barausl agen 

entsprechenden VorschuB verl angen . 
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E n t w u r f 

Buchauszug und Bücherei nsi cht 

§ 16. ( 1 )  Der Handel svertreter kann vom Unternehmer zur 

Nachprüfung des Betrages der i hm zustehenden Provi s i on ei nen 

Buchauszug sowi e al l e  Auskünfte verl angen . 

( 2 )  Wenn der Handel svertreter gl aubhaft macht , daß der 

Buchauszug unri cht i g oder unvol l ständ i g  i st oder daß i hm d i e  

Mi ttei l ung e i nes Buchauszugs verwe i gert wurd e ,  kann er , auch 

vor dem Prozeß , bei dem Bez i rksgeri cht , i n  dessen Sprengel s i ch 

d i e  Handel sbücher bef i nden , deren Vorl age beantragen . 

( 3 )  Von dem I nhal t der Handel sbücher i st ,  sowei t er d i e  

Ansprüche des Handel svertreters betri f f t ,  unter Zuzi ehung der 

Partei en Ei n s i cht  zu nehmen und e rforderl i chenfal l s  ei n Auszug 

anzufert i gen . Der übri ge Inhal t der Bücher i st dem R i chter 

sowe i t offenzul egen , al s d i es zur Prüfung i hrer ordnungsmäßi gen 

Führung notwend i g  i st .  

( 4) Erhebt der Unternehmer gegen d i e  persönl i che 

Ei ns i chtnahme du rch den Handel svertreter Wi derspruch und kommt 

ei ne Ei n i gung der Partei en auf ei nen Vertrauensmann n i cht 

zustande , so kann der R i chter anordnen , daß d i e  Bücher durch 

ei nen vom Geri cht bestel l ten Buchsachvers tänd i gen e i ngesehen 

werden . 

( 5 )  I m  übri gen s i nd d i e  Besti mmungen der Z i v i l prozeßordnung 

über d i e S i cherung von Bewei sen entsprechend anzuwenden . 

5 1 1 2c/5465c - 10 -

G e l  t e n d  e F a s s  u n g 

Buchauszug und Bücherei nsi cht 

§ 1 5 .  ( 1 )  Der Handel svertreter kann d i e  Mi ttei l ung ei nes 

Buchauszuges über d i e Geschäfte verl angen , für d i e i hm 

Provi s i on gebührt . 

( 2 )  Wenn der Handel svertreter gl aubhaft mach t ,  daß der 

Buchauszug unri chti g oder unvol l ständ i g  i st oder daß i hm d i e 

Mi ttei l ung ei nes Buchauszuges verwe i gert wurd e ,  kann e r ,  auch 

vor dem Prozesse , bei dem Bez i rksgeri chte , i n  dessen Sprengel 

s i ch d i e Handel sbücher befi nden , deren Vorl egung beantragen . 

( 3 )  Von dem Inhal te der Handel sbücher i st ,  sowei t er d i e  

Ansprüche des Handel svertreters betri fft ,  unter Zuzi ehung der 

Partei en E i nsi cht zu nehmen und erforderl i chenfal l s  ei n Auszug 

anzuferti gen . Der übri ge Inhal t der Bücher i st dem R i chter 

i nsowe i t  offen zu l egen , al s d i es zur  Prüfung i hrer 

ordnungsmäßi gen Führung notwendi g i st .  

( 4) Erhebt der Geschäftsherr gegen d i e  persönl i che 

Ei n s i chtnahme durch den Handel svertreter Wi derspruch und kommt 

ei ne  Ei n i gung der Partei en auf e i nen Vertrauensmann ni cht  

zustan d e ,  so kann der R i chter anordnen , daß d i e  Bücher du rch 

ei nen vom Geri chte bestel l ten Buchsachverständ i gen ei ngesehen 

werden . 

( 5 ) Im übri gen s i nd d i e  Vors ch ri f ten der Z i vi l prozeßordnung 

über d i e  S i cherung von Bewe i sen entsprechend anzuwenden . 

5 1 1 2c/5465c - 1 0  -

128/M
E

 X
V

III. G
P - E

ntw
urf

63 von 73

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



E n t w u r f 

Fäl l i gkei t der Provi s i on 

§ 1 7 .  Der Anspruch auf d i e Provi s i on wi rd an dem Tag 

fäl l i g ,  an dem nach der getroffenen Verei nbarung oder nach dem 

Gesetz d i e  Abrechnung stattfi nden sol l .  

Ge� nnbetei l i gung 

§ 18.  I s t  bedungen , daß d i e  Vergütung des 

Handel svert reters ganz oder zum Tei l i n  ei nem Antei l am Gewi nn 

aus al l en oder aus best i mmten Geschäften besteht oder daß der 

Gewi nn  i n  anderer Art für d i e  Höhe der Vergütung maßgebend sei n  

sol l , so i st nach Abl au f  des Geschäftsj ah rs auf Grund des 

Jahresabschl usses abzurechnen . §§ 16 und 17 s i nd s i nngemäß 

anzuwenden . 

Verjährung 

§ 1 9 .  ( 1 )  Al l e  Ansprüche aus dem Vertragsverhäl tni s 

zwi s chen dem Unternehmer und dem Handel svertreter verjähren i n  

d re i  Jahren . 

5 1  1 2c/5465c - 1 1  -

G e l  t e n d  e F a s s  u n g 

Fäl l i gkei t der Provi s i on 

§ 1 3 .  Der Anspru ch au f d i e  Provi s i on wi rd an dem Tage 

fäl l i g ,  an dem nach der getroffenen Verei nbarung oder nach dem 

Gesetze d i e  Abrechnung stattfi nden sol l .  

Ge� nnbetei l i gung 

§ 1 6 .  ( 1 )  I s t  bedungen , daß das Entgel t des 

Handel svertreters ganz oder zum Tei l i n  e i nem Antei l an dem 

Gewi nne aus al l en oder aus best i mmten Geschäften bestehen oder 

daß der Gewi nn i n  anderer Art für d i e  Höhe des Entgel ts 

maßgebend sei n sol l , so i st nach Abl au f  des Geschäftsjahres auf 

Grund der Bi l anz abzurechnen . 

( 2 )  Der Handel svertreter kann d i e  E i n s i cht  der Bücher 

verl angen , sowe i t d i es zur Prüfung der Ri chti gkei t d i eser 

Abrechnung erforderl i ch i s t .  

Verjährung 

§ 1 7 .  ( 1 )  Di e Ansprüche auf Provi s i on und Ersatz der 

Barausl agen verj ähren i n  d rei  Jahren . 

( 2 )  Di e Verjährung begi nnt für Ansprüche , d i e  i n  d i e  
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E n t w u r f  

( 2 ) Di e Verjährung begi nnt für Ansprüche , d i e  i n  di e 

Abrechnung ei nbezogen werden , mi t dem Ende des Jahres , i n  dem 

d i e Abrechnung stattgefunden hat , für Ansprüche dagegen , d i e  i n  

d i e  Abrechnung ni cht ei nbezogen wurden , mi t dem Ende des 

Jah res , i n  dem das Vertragsverhäl tn i s  gel öst worden i st .  Für 

Ansprüche , h i nsi chtl i ch deren erst nach Lösung des 

Vertragsverhäl tni sses Abrechnung zu l egen war ,  begi nnt d i e  

Verjährung mi t dem Ende des Jahres , i n  dem d i e Abrechnung hätte 

stattfi nden sol l en .  

( 3 )  I s t  der Anspruch bei dem Unternehmer angemel det worden , 

so i st d i e  Verjährung bi s zum E i n l angen der schri ftl i chen 

Antwort des Unternehmers gehemmt . 

Zurückbehal tungsrecht 

§ 20 . Dem Handel svertreter steht unter den i n  den §§ 369 

und 370 HGB i n  der j ewei l s  gel tenden Fassung angegebenen 

Voraussetzungen das kaufmänni sche Zurückbehal tungsrecht auch an 

den i hm vom Unternehmer übergebenen Mustern zu . Der § 369 

Abs . 3 HGB i n  der j ewe i l s  gel tenden Fassung steh t der 

Gel tendmachung des Zurückbehal tungs rechts an den Mustern n i cht 

entgegen , wenn das Vertragsverhäl tn i s  gel öst worden i st .  Doch 

i st der Handel svert reter verpfl i chtet , d i e  Muster ohne Verzug 

zurückzustel l en ,  wenn der Unternehmer e i nen dem Werte der 

Muster oder der Höhe der forderung entsprechenden Betrag bei  

Geri cht erl egt oder anderwe i t i g S i cherhei t für d i esen Betrag 

l ei stet . 

5 1  1 2c/5465c - 12 -

G e l  t e n d  e F a s s  u n g 

Abrechnung ei nbezogen wurden , mi t dem Sch l uß des  Jahres , i n  dem 

d i e  Abrechnung stattgefunden hat , für Ansprüche dagegen , d i e i n  

d i e Abrechnung n i cht ei nbezogen wurden , mi t dem Sch l uß des 

Jahres , in dem das Vertragsverhäl tn i s  gel öst worden i st .  Für 

Ansprüche , h i nsi chtl i ch deren erst nach Lösung des 

Vertragsverhäl tni sses Abrechnung zu pfl egen war ,  begi nnt d i e  

Verjährung mi t dem Sch l uß des Jahres , i n  dem d i e Abrechnung 

hätte statt f i nden sol l en .  

( 3 )  I s t  der Anspruch bei dem Geschäftsherrn angemel det 

worden , so i st d i e Verjährung b i s zum E i nl angen der 

schri ftl i chen Antwort des Geschäftsherrn gehemmt . 

Zurückbehal tungsrecht 

§ 1 8 .  Dem Handel svertreter s teht unter den i n  §§ 369 und 

370 HGB angegebenen Voraussetzungen das kaufmän n i sche 

Zu rückbehal tungsrecht auch an den i hm vom Geschäf tsherrn 

übergebenen Mustern zu . D i e Vorschri ft des § 369 Absatz 3 HGB 

steht der Gel tendmachung des Zurückbehal tungsrechtes an den 

Mustern ni cht entgegen , wenn das Vertragsverhäl tni s gel öst 

worden i st .  Doch i st der Handel svert reter verpf l i ch tet , d i e 

Muster ohne Verzug zurückzustel l en ,  wenn der Geschäftsherr 

ei nen dem Werte der Muster oder der Höhe der forderung 

entsprechenden Betrag bei Geri cht erl egt oder anderwe i ti ge 

S i cherhe i t für d i esen Betrag l ei stet . 
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E n t w u r f 

Fri stabl auf 

§ 21 . E i n  au f bes t i mmte Zei t geschl ossener Vertrag endet 

mi t dem Abl auf der Zei t ,  für d i e  er ei ngegangen wu rde . Wi rd das 

Vertragsverhäl tn i s  nach Abl auf der verei nbarten Zei t von bei den 

Tei l en fortgesetz t ,  so gi l t  es al s auf unbest i mmte Zei t 

verl ängert . 

Kündi gung 

§ 22. ( 1 )  I s t  d e r  Vertrag auf unbest i mmte Zei t 

ges ch l ossen , so kann er von j edem Tei l i m  ersten Vertragsjahr 

unter E i nhal tung ei ner e i nmonati gen Künd i gungsfri s t  gel ö s t  

werden ; nach angefangen e m  zwei ten Vertragsj ahr beträgt d i e 

Kün d i gungsfri st j edoch mi ndestens zwei Monate , nach 

angefangenem dri tten Vertragsjahr mi ndestens d re i  Monate , nach 

angefangenem v i erten Vertragsjahr mi ndestens v i e r  Monate , nach 

angefangenem fünften Vert ragsjah r mi ndestens fünf Monate und 

nach angefangenem sechsten Vertragsjahr und d i e  fol genden 

Vertragsjahre mi ndestens sechs Monate . Bei der Berechnung der 

Dauer der Künd i gungsfri st i st bei vorher auf besti mmte Zei t 

ei ngegangenen Verträgen , di e nach § 2 1  auf unbes t i mmte Zei t 

verl ängert worden s i nd ,  d i e  Laufzei t des auf best i mmte Zei t 

ei ngegangenen Vertrages e i nzurechnen . 

( 2 )  Oi e Verei nbarung kürzerer al s der i m  Abs .  1 genannten 

Fri sten i st unwi rksam. 

( 3 )  Verei nbaren d i e  Partei en l ängere Fr i sten al s i m  Abs . 

vorges ehen , so darf d i e  vom Unternehmer e i nzuhal tende Fri s t  

n i cht kürzer sei n al s d i e vom Handel svert reter e i nzuhal tende 

Fri s t ;  bei N i chtbeachtung gi l t  auch für den Unternehmer d i e vom 

Handel svertreter ei nzuhal tende l ängere Fri s t .  

5 1 1 2 c/5465c - 13 -
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Endi gung des Verhäl tni sses 

§ 19.  ( 1 )  Das Vertragsverhäl tn i s  endet mi t dem Abl au fe der 

Zei t ,  fü r d i e  es ei ngegangen wu rde . 

a) Kündi gung 

( 2 )  I s t  das Vertragsverhäl tn i s  ohne Zei tbes t i mmung 

ei ngegangen oder fortgesetz t worden , so kann es von j edem Tei l 

mi t Abl auf  ei nes j eden Kal endervi e rtel jah res nach vorgängi ger 

sechswöch i ge r  Kündi gung gel öst werden ; hat das 

Vertragsverhäl tni s  ununterb rochen fünf Jah re gedauert , so 

beträgt d i e  Künd i gungsfri st d rei  Monate . 

( 3 )  D i e  Kündi gungsfri st muß i mme r  für bei de Tei l e  gl e i ch 

sei n .  Wu rden ungl ei che F ri sten verei nbart , so gi l t  für be ide  

Tei l e  d i e  l ängere Fri s t .  

b )  Kündi gung zur Unzei t 

§ 20 . I s t  ei ne  kürzere al s d i e  i m  § 1 9  Absatz 2 

festgesetzte Künd i gungsfri s t  oder der Ausschl uß e i ner 

Kün d i gungsfri st verei nbart worden , so darf gl ei chwohl i n  

Geschäftszwe i gen , bei denen der hauptsächl i chste 

Geschäftsverkeh r auf besti mmte Zei tabschn i tte beschränkt i st ,  

ni cht derart gekünd i gt werden , daß das Vertragsverhäl tni s 

wäh rend d i eses Zei tabschni ttes oder unmi ttel bar vorher endet , 

es sei  d en n ,  daß ei n wi chti ge r  Grund für d i e  vorzei ti ge Lösung 

des Vertragsverhäl tni sses vorl i eg t .  
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E n t w u r f 

( 4 ) Sofern d i e Partei en n i cht etwas anderes verei nbart 

haben , i st d i e  Künd i gung nur zum Ende ei nes Kal endermonats 

zul ässi g .  

Vorzei t i ge Aufl ösung 

§ 23 . ( 1 )  Der Vertretungsvertrag kann j ederzei t ohne 

Ei nhal tung e i ner Kündi gungsfri s t  von jedem Tei l aus wi chti gen 

Gründen gel öst werden . 

( 2 )  Al s ei n wi chti ger Grund , der den Unternehmer zur 

vorze i t i gen lösung des Vertragsverhäl tni sses berec ht i gt ,  i st 

i nsbesondere anzusehen : 

1 .  wenn der Handel svertreter unfähi g  wi rd , sei ne Täti gkei t 

auszuüben ; 

2 .  wenn s i ch der Handel svertreter ei ner Hand l ung schul d i g  

macht , d i e  i hn des Vertrauens des Unternehmers unwürdi g 

erschei nen l äßt , i nsbesondere wenn er entgegen der Bes t i mmung 

des § 7 e i ne Bel ohnung ann i mmt ,  wenn er dem Unternehmer 

Aufträge übermi ttel t ,  d i e  ni cht ertei l t  worden s i nd ,  oder wenn 

er i hn sonst i n  wesentl i chen geschäftl i chen Angel egenhei ten i n  

I rrtum führt ; 

3 .  wenn der Handel svertreter wäh rend ei ner den Umständen 

nach erhebl i chen Zei t es unterl äßt oder s i ch wei gert , für den 

Unternehmer täti g zu sei n ,  oder wenn er andere wesentl i che 

Vertragsbes t i mmungen verl etz t ;  

4 .  wenn der Handel svertreter s i ch Tätl i chkei ten oder 

e rhebl i che  Ehrve rl etzungen gegen den Unternehmer zuschul den 

kommen l äßt ; 

5 .  wenn über das Vermögen des Handel svertreters der Konkurs 

e röffnet wi rd . 

5 1 l 2c/5465c - 1 4  -
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Vorzei ti ge lösung 

§ 21 . Das Vertragsverhäl tni s  kann , wenn es für besti mmte 

Zei t e i ngegangen wi rd , vor Abl auf d i eser Zei t ,  sonst abe r  ohne 

Ei nhal tung ei ner Künd i gungs fri st von j edem Tei l e  aus wi chti gen 

Gründen gel öst werden . 

Aufl ösungsgründe auf Sei te des Geschäftsherrn 

§ 22. Al s ei n wi chti ger Grund , der den Geschäftsherrn zur 

vorzei ti gen lösung des Vertragsverhäl tni sses berechti gt , i st 

i nsbesondere anzusehen : 

1 .  wenn der Handel svertreter unfäh i g  wi rd , sei ne Täti gkei t 

auszuüben ; 

2 .  wenn si ch d e r  Handel svertreter e i ner Handl ung schul d i g  

macht , d i e i hn des Vertrauens des Geschäftsherrn unwürd i g  

erschei nen l äßt , i nsbesondere wenn e r  entgegen der Vorschri ft  

des § 5 ei ne Provi s i on oder  sonsti ge Bel ohnung ann i mmt ,  wenn e r  

dem Geschäftsherrn Aufträge übermi ttel t ,  d i e n i cht ertei l t  

worden s i nd ,  oder wenn er i hn sonst i n  wesentl i chen 

geschäftl i chen Angel egenhei ten i n  I rrtum führt ; 

3 .  wenn der Handel svertreter während ei ner den Umständen 

nach e rhebl i chen Zei t es unterl äßt oder s i ch wei gert , für den 

Geschäftsherrn täti g zu sei n oder wenn er andere wesentl i che 

Vertragsbesti mmungen verl etz t ;  

4 .  wenn der Handel svertreter si ch Tätl i chkei ten oder 

e rhebl i che  Ehrverl etzungen gegen den Geschäftsherrn zuschul den 
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( 3 )  Al s ei n wi chti ger Grund , der den Handel svertreter zur  

vorzei t i gen Aufl ösung des Vertragsverhäl tni sses berecht i gt ,  i st 

i nsbesondere anzusehen : 

1 .  wenn er unfäh i g  wi rd , sei ne Täti gkei t auszuüben , oder 

2. wenn der Unternehmer 

a) d i e  dem Handel svertreter zukommende Provi s i on 

ungebührl i ch schmäl ert oder vorenthäl t oder andere wesentl i che  

Vertragsbest i mmungen verl etz t , i nsbesondere sei nen 

Verpfl i chtungen nach § 6 zuwi derhandel t ,  oder 

b) s i ch Tätl i ch kei ten oder erhebl i che  Ehrverl etzungen gegen 

den Handel svertreter zuschul den kommen l äßt , oder 

c)  den Betri eb des Geschäftszwei gs aufgi b t ,  i n  dem der 

Handel svertreter hauptsächl i ch täti g i st .  

Ansprüche bei vorzei ti ger Aufl ösung 

§ 24. ( 1 )  Tri fft ei nen Tei l e i n Verschul den an der 

vorzei t i gen Aufl ösung des Vertragsverhäl tni sses nach § 23 , so  

kann der andere Tei l Ersatz des i hm dadurch veru rsachten 

Schadens verl angen . Hat ei n Tei l das Vertragsverhäl tni s 

vorz ei ti g gel öst , ohne daß h i efür e i n wi chti ger G rund vorl i eg t ,  

so kann der andere Tei l d i e  Erfül l ung des Vertrages oder E rsatz 

des i hm verursachten Schadens verl angen . Das gl e i che gi l t ,  wenn 

das Vertragsverhäl tni s entgegen der Vorschri ft des  § 22 

aufgel öst worden i st .  

5 1 1 2c/5465c - 1 5  -
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5 .  wenn über das Vermögen des Handel svertreters der Konkurs 

eröffnet wi rd . 

Aufl ösungsgründe auf Sei te des Handel svertreters 

§ 23 . Al s e i n wi chti ger Grund , der den Handel svertreter 

zur vorzei ti gen Lösung des Vertragsverhäl tni sses berechti gt ,  

i st i nsbesondere anzusehen : 

1 .  wenn der Handel svertreter unfäh i g wi rd , s e i ne  Täti gkei t 

auszuübe n ;  

2 .  wenn d e r  Geschäftsherr d i e  dem Handel svertreter 

zukommende P rovi s i on ungebüh rl i ch schmäl ert oder vorenthäl t 

oder andere wesentl i che Vertragsbes t i mmungen verl etz t ,  

i ns besondere sei nen Verpfl i chtungen i m  Si nne des § 1 0  

zuwi derhandel t ;  

3 .  wenn der Ges chäftsherr s i ch Tätl i chke i ten oder 

erhebl i che Ehrverl etzungen gegen den Handel svertreter 

zuschul den kommen l äßt ; 

4 .  wenn der Geschäftsherr den Betri eb des  Geschäftszwei ges 

aufgi bt , i n  dem der Handel svertreter hauptsächl i ch täti g i st .  

Ansprüche bei vorzei ti ger lösung 

§ 24. ( 1 )  Tri fft  ei nen Tei l ei n Verschul den an der 

vorze i t i gen Lösung des Vertragsverhäl tni sses , so kann der 

andere Tei l E rsatz des i hm dadurch verursachten Schadens 

verl angen . Hat ei n Tei l das Vertragsverhäl tni s  vorze i ti g 

gel öst , ohne daß h i e rfür ei n wi chti ger Grund vorl i egt , so kann 

der andere Tei l d i e  Erfül l ung des Vertrages oder Ersatz des i hm 

verursachten Schadens verl angen . Das gl e i che gi l t , wenn das 

Vertragsverhäl tni s entgegen der Vorschri ft des § 20 gekünd i gt 

worden i st .  
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E n t w u r f  

( 2 )  Tri fft bei de Tei l e  e i n Verschul den an der begründeten 

oder unbegründeten vorzei ti gen Aufl ösung des 

Vertragsverhäl tni sses , so hat der R i chter nach frei er 
Überzeugung (§  273 ZPO ) zu entschei den , ob und in  wel cher Höhe 

ei n Ersatz gebührt . 

Ausgl ei chsanspruch 

§ 25 . ( 1 )  Bei Au fl ösung des Vertragsverhäl tni sses gebührt 

dem Handel svertreter ei n angemessener Ausglei chsanspruch , wenn 

und sowe i t 

1 .  der Handel svertreter neue Kunden zugeführt oder berei ts 

bestehende Geschäftsverb i ndungen wesentl i ch erwei tert hat , 

2 .  zu erwarten i st ,  daß der Unternehmer oder dessen 

Rechtsnachfol ger aus di esen Geschäftsverbi ndungen auch noch 

nach Aufl ösung des Vertragsverhäl tn i sses erhebl i che Vortei l e  

z i ehen kann , und 

3 .  d i e  Zahl ung ei nes Ausgl ei chs unter Berücks i chti gung 

al l e r  Ums tänd e ,  i nsbesondere der dem Handel svertreter aus 

Geschäften mi t den betreffenden Kunden entgehenden P rovi s i onen , 

der B i l l i gkei t entspri cht .  

( 2 )  Der Ausgl e i chsanspruch besteht auch dann , wenn das 

Vertragsverhäl tni s  durch Tod des Handel svert reters endet und 

d i e  i n  Abs . 1 genannten Voraussetzungen vorl i egen . 

( 3 )  Der Anspruch besteht n i ch t ,  wenn 

1 .  d e r  Hande l svertreter das Vertragsverhäl tni s gekünd i gt 

oder vorzei ti g aufgel öst hat , es sei den n ,  daß dem Unternehmer 

zu rechen bare Umständ e ,  auch wenn s i e  kei nen wi chti gen Grund 

nach § 23 darstel l en ,  h i ezu begründeten Anl aß gegeben haben 

oder dem Handel svertreter ei ne Fortsetzung sei ner Täti gkei t 

wegen sei nes Al ters oder wegen Krankhei t  oder Gebrechen n i cht 

zugemutet werden kann , oder 

5 1  1 2 c/5465c - 16 -
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( 2 )  Tri fft bei de Tei l e  ei n Ve rschul den an der vorzei t i gen 

Lösung des Vertragsverhäl tni sses , so hat der R i chter nach 

frei em Ermessen zu entschei den , ob und in wel cher Höhe der 

Ersatz gebüh rt . 

Ansprüche des mi t der Kundenzuführung 

betrauten Handel svertreters bei lösung 

§ 25. ( 1 )  Hat der Geschäftsherr das Vertragsverhäl tni s mi t 

dem Handel svertreter , der ausschl i eßl i ch oder vorwi egend mi t 

der Zuführung von Kunden beschäfti gt war ,  gel öst , ohne daß der 

Handel svertreter durch schu l d bares Verhal ten dem Geschäftsherrn 

begründeten Anl aß zur vorzei t i gen Lösung oder zur Künd i gung des 

Vertragsverhäl tni sses gegeben hat , so gebührt dem 

Handel svertreter ei ne  angemessene Entschäd i gung , wenn dem 

Geschäftsherrn oder dessen Rechtsnachfol ger aus der 

Geschäftsverbi ndung mi t der zugeführten Kundschaft Vortei l e  

erwachsen s i nd ,  d i e nach Lösung des Vertragsverhäl tni sses 

fortbestehen . 

( 2 )  D i e  angemessene Entschädi gung darf d i e Höhe ei ner 

Jahresprovi s i on n i cht übersc h re i ten . Di e Jahresprovi s i on i st 

aus dem Durchschni tt der l etzten d rei  Jahre vor Beendi gung des 

Vertragsverhäl tni sses zu errechnen ; hat das Vertragsverhäl tni s 

wei n i ger al s drei Jahre gedauert , so i st der. 

Durchschni ttsverd i enst wäh rend der tatsächl i chen Vertragsdauer 

zugrunde zu l egen . 

( 3 )  Nach d rei j äh ri ger Vertragsdauer verri ngert s i ch das i n  

Abs .  2 vorgesehene Höchstausmaß des Entschäd i gungsanspruches 

für j edes wei tere Jahr um ei n Zwö l f tel der Jahresprovi s i on ;  hat 

das Vertragsverhäl tni s zwöl f oder meh r  Jahre gedauert , so 

beträgt d i e  Entschäd i gung höchs tens d rei  Zwöl f tel der 
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E n t w u r f 

2 .  der Unternehmer das Vertragsverhäl tni s wegen ei nes 

s chul dhaften , ei nen wi chti gen Grund nach § 23 darstel l enden 

Verhal tens des Handel svertreters gekünd i gt oder vorzei ti g 

aufgel öst hat oder 

3. der Handel svertreter gemäß e i ner aus Anl aß der 

Beendi gung des Vertragsverhäl tni sses getroffenen Verei nbarung 

mi t dem Unternehmer d i e  Rechte und Pfl i chten , d i e  er nach dem 

Vertrag hat , ei nem Dri tten überb i ndet . 

( 4) Der Ausgl e i chsan spruch beträgt mangel s ei ner für den 

Handel svertreter günsti geren Verei nbarung höchstens ei ne 

Jahresprovi s i on ,  d i e  aus dem Durchschni tt der l etzten fünf 

Jahre errechnet wi rd . Hat das Vertragsverhäl tni s wen i ger al s 

fünf Jah re gedauert , so i st der Durchsc hn i tt der gesamten 

Vertragsdauer maßgebl i ch .  

( 5 )  Der Handel svertreter verl i ert den Ausgl ei chsanspruch , 

wenn er dem Unternehmer n i cht  i nnerhal b ei nes Jahres nach 

Beendi gung des Vertragsverhäl tni sses mi tgetei l t  hat , daß er 

sei ne Rechte gel tend macht .  

Konkurrenzkl ausel 

§ 26. E i ne Vere i nbarung,  durch d i e der Handel svertreter 

für d i e  Zei t nach Been d i gung des Vertragsverhäl tn i sses i n  

se i ner Erwerbstäti gkei t beschränkt wi rd , i st unwi rksam. 

Konkurs des Unternehmers 

§ 27 . ( 1 )  Durch d i e  Verhängung des Konkurses über das 

Vermögen des Unternehmers wi rd das Vertragsverhäl tni s gel ö s t .  

D e r  Handel svertreter i st jedoch verpf l i chtet , b e i  Gefahr i m  

Verzug sei ne Täti gke i t so l ange fortzusetzen , bi s anderwe i t i ge 

Vorsorge getroffen werden kann . 

5 1 1 2c/5465c - 1 7  -
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( 4) E i n Anspruch auf Entschädi gung i st bei sonsti gem 

Aus s ch l uß i nnerhal b von drei Jahren nach der Lösung des 

Vertragsverhäl tni sses gel tend zu machen . 

Konkurrenzkl ausel 

§ 26 . Ei ne  Verei nbarung , durch d i e  Handel svertreter für 

d i e  Zei t nach Beend i gung des Vertragsverhäl tni sses i n  sei ner 

E rwerbstät i gkei t beschränkt  wi rd , i st unwi rksam .  

Konkurs des Geschäftsherrn 

§ 27 . ( 1 )  Durch d i e  Verhängung des Konkurses über das 

Vermögen des Geschäftsherrn wi rd das Vertragsverhäl tni s gel öst . 

Der Handel svertreter i st jedoch verpfl i chtet , bei Gefahr i m  

Verzuge sei ne  Täti gkei t i nsol ange fortzusetzen , b i s 

and e rwei t i ge Vorsorge getroffen werden kann . 
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( 2 )  Wi rd das Vertragsverhäl tni s durch d i e  Konkurseröffnung 

vor Abl auf der besti mmten Zei t gel ö s t , für d i e es ei ngegangen 

war , oder war i m  Vertrag ei ne Künd i gungsfri s t  ve rei nbart , so 

kann der Handel svertreter den Ersatz des i hm verursachten 

Schadens verl angen . 

Z� ngende Vorschri ften 

§ 28. ( 1 )  D i e  Besti mmungen der §§ 9 Abs . 1 ,  3 und 4 , 1 3 ,  

1 5 ,  1 6  Abs . 1 bi s 3 ,  1 7 ,  22 Abs .  1 und 3 ,  24 , 25 , und 27 Abs .  2 

können i m  voraus durch Vertrag zum Nachtei l des 

Handel svertreters wed e r  aufgehoben noch beschrän kt werden . 

( 2 )  Di e Bes t i mmungen der §§ 4 ,  5 und 6 können i m  voraus 

durch Vertrag weder zum Nachtei l des Handel sve rt reters noch zum 

Nachtei l des Unternehmers aufgehoben oder beschränkt  werden . 

5 1 1 2c/5465c - 1 8  -
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( 2 )  Wi rd das Vertragsverhäl tni s durch d i e Konkurseröffnung 

vor Abl auf der besti mmten Zei t gel öst , für d i e es ei ngegangen 

war ,  oder war i m  Vertrage ei ne Kündi gungsfri s t  verei nbart , so 

kann der Handel svertreter den Ersatz des i hm verursachten 

Schadens verl angen . 

Zwi ngende Vorschri ften 

§ 28. ( 1 )  Di e Bes t i mmungen der §§ 10 Absatz 1 ,  1 4  

Absatz 2 ,  1 5  Absatz 1 und 2 ,  1 6  Absatz 2 ,  1 9  Absatz 3 ,  24, 25 

und 27 Absatz 2 können im voraus durch Vertrag zu ungunsten des 

Handel svertreters wed er aufgehoben noch beschränkt werden . 

( 2 )  Di e Bes t i mmung des § 20 kann i m  voraus durch Vertrag 

weder zuungunsten des Geschäftsherrn noch zuungunsten des 

Handel svertreters aufgehoben oder beschränk t  werden . 

Andere Geschäftsvermi ttl er 

§ 29. ( 1 )  Di e Bes t i mmungen der §§  2, 4, 5 ,  6 ,  1 1  bi s 1 3 ,  

1 7  und 1 8  fi nden auch auf Kaufl eute und andere Personen 

Anwendung, d i e ,  ohne ständi g dami t betraut zu sei n ,  für ei nen 

anderen Geschäfte vermi ttel n oder i n  dessen Namen und für 

dessen Rechnung abschl i eßen , gl ei chvi el , ob es s i ch um 

bewegl i che oder unbewegl i che Sachen , um Rechte oder Arbei ten , 

um Vermögensmassen oder Unternehmungen handel t .  

( 2 )  Über i h re P rovi s i onen i st ohne Verzug abzurechnen , 

nachdem der unbed i ngte Anspruch auf d i e P rovi s i on erworben 

worden i st ( §  6 Absatz 2 ) . 
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E n t w u r f 

Verhäl tni s  zu anderen Gesetzen 

§ 29. ( 1 )  Di e Best i mmungen d i eses Bundesgesetzes fi nden 

ke i ne Anwendung auf d i e  Vermi ttl ung und den Abschl uß von 

Versi cherungsgeschäften , auf d i e  nach dem Angestel l tengesetz , 

BGB1 . Nr .  292/ 1 92 1 , i n  der jewei l s  gel tenden Fassung , zu 

beu rtei l enden Rechtsverhäl tni sse zwi schen Di enstgebern und 

Di enstnehmern und auf d i e Rechtsve rhäl tni sse d er Handel smäkl er 

i m  S i nn des § 93 HGB i n  der j ewe i l s  gel tenden Fassung . 

( 2 )  Insowe i t d i eses Bundesgesetz n i cht etwas anderes 

bes t i mmt ,  s i nd d i e  Vorschri ften des HGB und des ABGB i n  der 

j ewe i l s  gel tenden Fassung auf d i e  in  d i esem Bundesgesetz 

geregel ten Vertragsverhäl tni sse anzuwenden . 

Geschl echtsneutral i tät von Bezei chnungen 

§ 30 . Al l e  männl i ch- geschl echtsspez i fi schen Bez e i chnungen 

d i eses Bundesgesetzes gel ten gl e i chermaßen i n  der wei b l i chen 

Form. 
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Gel tungsgebi et und Verhäl tni s zu anderen Gesetzen 

§ 30 . ( 1 )  D i e  Vorschri ften d i eses Gesetzes fi nden kei ne 

Anwendung au f d i e  Vermi ttl ung und Abschl i eßung von 

Vers i cherungsges chäften , auf d i e  nach dem Angestel l tengesetz 

vom 1 1 .  Mai 192 1  ( BGB1 . N r .  292 ) zu beurtei l enden 

Rechtsverhäl tn i s se zwi schen D i enstgebern und D i enstnehmern und 

auf d i e  Rechtsverhäl tni sse der Handel smäkl er i m  Si nne des § 93 

des Handel sgesetzbuchs . 

( 2 )  Insowei t d i eses Gesetz n i cht etwas anderes bes t i mmt ,  

f i nden d i e  Vorschri ften des Handel sgesetzbuches und des 

al l geme i nen bürgerl i chen Rechtes auf d i e  i n  d i esem Gesetze 

geregel ten Vertragsverhäl tni sse Anwendung . 
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E n t w u r f 

Begi nn der Wi rksamkei t und Vol l zugsvorschri ft 

§ 3 1 . ( 1 )  D i eses Bundesgesetz tri tt mi t 1 .  Jänner 1 993 i n  

Kraft . 

( 2 )  Das Bundesgesetz vom 24 . Juni 1 92 1 , BGB1 . N r .  348 , über 

d i e  Rechtsverhäl tni sse der sel bständ i gen Handel svertreter 

( Handesvertretergesetz ) i n  der Fassung der 4 .  EVHGB vom 

24.  Dezember 1 938 , d RGB1 . I S 1 999 , des Bundesgesetzes vom 

1 3 .  Jul i 1 960 , BGB 1 . N r .  1 5 3 ,  und des Bundesgesetzes vom 

1 5 .  Juni  1 978 , BGB 1 . N r .  305 , tri tt  mi t Ausnahme der für andere 

Geschäftsvermi ttl er gel tenden Rechtsvorschri ften i m  S i nn des 

§ 29 mi t Abl auf des 3 1 . Dezember 1 992 außer Kraft ; es i st auf 

Sachverhal te , d i e  s i ch bi s zum 3 1 . Dezember 1 992 ere i gnen , 

wei terh i n anwendba r .  

( 3 )  Mi t d e r  Vol l z i ehung d i eses Bundesgesetzes i st der 

Bundesmi n i ster für Justi z betrau t .  

5 1 1 2c/5465c - 20 -
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Begi nn der Wi rksamkei t 

§ 31 . ( 1 )  Di eses Gesetz tri tt mi t dem ers ten Tage des auf 

d i e Kundmachung fol genden dri tten Kal endermonates i n  

Wi rksamkei t .  

( 2 )  Di e Best i mmungen d i eses Gesetzes fi nden auf d i e  zur 

Zei t des E i ntri ttes sei ner Wi rksamk e i t bestehenden 

Vertragsverhäl tni sse Anwendung . 

Vol l zugsvorschri ft 

§ 32 . Mi t dem Vol l zuge d i eses Gesetzes s i nd d i e  

Bundesmi n i ster für Just i z und für Handel und Gewerbe , Industri e 

und Bauten [nunmehr :  für wi rtschaftl i chen Angel egenhei ten] 

betraut . 
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